Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

werte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag,

Ich weiß, dass dies für eine Rede zum Haushalt des Landes Südtirol ein etwas ungewöhnlicher Einstieg ist, aber erlauben Sie mir eine Feststellung vorneweg: Südtirol ist nicht der Nabel der Welt und Südtirol ist auch nicht der Dreh- und Angelpunkt von Politik und Geschehen in Europa oder im Alpenraum. Vielmehr ist Südtirol eines der vielen kleinen, wenn auch feinen Rädchen im Gefüge europäischer Politik, spielt in manchen Bereichen eine größere Rolle, in manch anderen eine völlig marginale.

Warum streiche ich dies so heraus und warum streiche ich es gerade im Zusammenhang mit dem Haushalt für das kommende Jahr heraus? Der Grund ist ein einfacher: Ich bin überzeugt, dass dieser Haushalt stärker von äußeren Einflüssen bedingt ist, als dies bisher der Fall war. Dies ist – verzeihen Sie mir, wenn ich dies ebenfalls schon vorausschicke – kein Eingeständnis irgendeiner Schwäche, keine Entschuldigung, die die Landesregierung aus der Pflicht nehmen soll. Es ist bloß eine politische Einschätzung der Rahmenbedingungen, die unser Handeln im kommenden Jahr beeinflussen und vielleicht in einem gewissen Sinne auch beschränken werden.

Worauf will ich hinaus? Zunächst auf die europäische Komponente unserer Politik und danach auf die gesamtstaatliche, die im kommenden Jahr einen in den letzten Jahren ungekannt großen Einfluss auf die Politik der Regionen und Provinzen ausüben. Doch zunächst möchte ich Ihnen um der besseren Orientierung willen einen kleinen Überblick über die Zahlen des nächstjährigen Haushaltes geben, auch um den Kontext noch einmal präsent zu machen. So haben wir im kommenden Jahr einen Haushalt zu verwalten, der zwar nominell um rund 96,6 Millionen Euro – das sind etwa 2,4 Prozent – gestiegen ist, der aber real etwa jenem entspricht, den wir heuer zur Verfügung hatten. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund stagnierender Wirtschaftsentwicklungen bemerkenswert und zeigt, dass Südtirols Wirtschaft, aus deren Leistungen sich diese Summen ja direkt ableiten, nach wie vor auf soliden Beinen steht, funktioniert und auch in Zeiten der Krise konstante Leistungen erbringt. In absoluten Zahlen sprechen wir von einem Haushalt in der Größenordnung von 4864,2 Millionen Euro. Ziehen wir Durchlaufposten und das SEL-Darlehen ab, stehen uns 4113,2 Millionen Euro zur Verfügung, die es bestmöglich für Land und Leute zu verausgaben gilt. 

Und nun zum angekündigten Blick nach Brüssel: Es ist Ihnen nicht verborgen geblieben, dass die EU wächst und wächst, und zwar leider derzeit kaum in einem wirtschaftlichen, sondern vielmehr in einem geographischen Sinne. Nach der Erweiterung um die mittel- und osteuropäischen Staaten ist vor wenigen Wochen der Weg für die Erweiterung nach Südosten geebnet worden, ein Weg, der nicht unumstritten war und – wie Sie wissen – auch hier im Hause nicht unumstritten ist. Denn dieser Weg, jener, der Türkei eine Beitrittsperspektive zu eröffnen, stellt uns vor die grundlegende Frage, was die EU eigentlich ist: Ein rein wirtschaftlicher Zusammenschluss? Eine historisch bedingte Klammer? Eine auf gemeinsamen Werten basierende Gemeinschaft? Oder doch ein sicherheitspolitisches und geostrategisches Gebilde? 

Ich bin der Meinung, dass die EU nicht zu einer schieren Gemeinschaft wirtschaftlicher Interessen verkommen darf, genauso wenig wie zu einem strategischen Gebilde. Vielmehr glaube ich, dass sich Europa, wenn es dauerhaft bestehen und nachhaltig wachsen will – und zwar wachsen im Sinne von gedeihen, kräftiger werden, tiefere Wurzeln schlagen – sich seiner gemeinsamen historischen, religiösen und weltanschaulichen Basis besinnen muss.

Dies ist ein Diskurs, der im übrigen auch für unsere Politik gelten muss: eine Politik, die die fundamentalen Werte aus den Augen verliert – Gleichheit der Rechte, Demokratie, soziale Verantwortung, Freiheit – verliert ihre Wurzeln, verliert ihre Legitimation, verliert letztendlich ihre Glaubwürdigkeit und damit ihre Basis in der Bevölkerung. Ich weiß, dass Sie solche Mahnungen gerade aus meinem Mund nicht gewohnt sind, denn schließlich gelte ich als Pragmatiker, als Freund praktischer Lösungen. Trotzdem darf ich die Gelegenheit der Haushaltsrede nutzen, um – ohne eine hochtheoretische Wertediskussion anzuzetteln – anzumahnen, dass der auf unseren Traditionen und Werten ruhende Weitblick in der Politik nicht zugunsten kurzfristiger Interessen aber auch nicht zugunsten von Demagogie und Populismus geopfert werden darf, wie dies etwa im Rahmen des Wahlkampfs in der Landeshauptstadt vor wenigen Wochen mehr als nur einmal der Fall war. Wir haben als Politiker einen Vertrauenskredit der Bevölkerung so gut wie möglich zu verwalten. Gelingt uns dies nicht oder treten wir dieses Vertrauen gar mit Füßen, dann ist dieser Kredit bald verspielt und damit jegliche Basis für ein erfolgreiches Handeln für die Gemeinschaft dahin.

Doch zurück zu Europa: Sie kennen wahrscheinlich meine Überlegungen, dass mindestens sieben von zehn Entscheidungen, die wir treffen, direkt oder indirekt von Brüssel beeinflusst werden. Damit wären wir auch schon wieder bei den einschränkenden Rahmenbedingungen, die ich eingangs erwähnt habe. 

Ist dies nun gut oder ist es schlecht oder ist es vielleicht einfach ein Fakt, mit dem wir leben müssen, leben dürfen? Ich denke, eher letzteres: Die europäische Entwicklung der letzten Jahre hat gezeigt, dass die Brüsseler Regelungswut zwar noch im Gange ist, dass gleichzeitig aber auch das Verständnis für lokale und regionale Freiräume wächst. Damit tun sich Spielräume auf, die es zu nutzen gilt, und dies werden wir auch im nächsten Jahr tun. Dafür haben wir unser Standbein in Brüssel gestärkt, haben erst im Herbst dieses Jahres gemeinsam mit unseren Euregio-Partnern unseren neuen Sitz in Brüssel eröffnen können, von dem aus wir gezielt unsere Anliegen in Europas Hauptstadt vorantreiben können.

Erlauben Sie mir, hier kurz eine Klammer zu öffnen, um zu verdeutlichen, dass die regionalen Spielräume in der – unter Anführungszeichen – „Außenpolitik“ der Regionen tatsächlich größer werden und dies nicht nur Wunschdenken ist: Als wir vor mittlerweile gut einem Jahrzehnt das Euregio-Büro in Brüssel aus der Taufe gehoben haben, ist ein Wirbelsturm der Empörung über uns hereingebrochen, hat es vor allem aus Rom Proteste en masse gehagelt und die Empörung, dass sich ein kleines Land an ein grenzüberschreitendes Projekt dieses Ausmaßes heranwagt, kannte keine Grenzen. Was ist davon geblieben? Eigentlich wenig bis gar nichts, außer der Tatsache, dass etliche andere Regionen, auch italienische, unserem Beispiel gefolgt sind, dass etliche andere Regionen die Notwendigkeit eines ständigen Sitzes in der europäischen Hauptstadt erkannt haben und dass etliche andere Regionen auch unsere Auffassung teilen, dass das gemeinsame Auftreten „verwandter“ Regionen der eigenen Stimme in Brüssel mehr Kraft verleiht. Manchmal bekommt derjenige, der vorprescht, eben die Prügel ab, während diejenigen, die sich in seinem Windschatten bewegen, von den erkämpften Freiräumen profitieren. Damit schließe ich die Klammer zum Euregio-Sitz in Brüssel auch schon wieder und komme zurück zu den Einflüssen der EU auf unsere Politik.

Politische Einflüsse aus Brüssel sind – und das möchte ich hier betonen, um nicht fälschlicherweise als Eurokritiker zu erscheinen – nicht nur Einschränkungen, sondern beinhalten in zahllosen Fällen auch Chancen, ja eröffnen diese erst. Denken sie beispielsweise an die gesamte Ländliche Entwicklung, die sehr stark von den Zuweisungen der Union abhängt. Gerade ein agrarisch geprägtes Land wie Südtirol kann diesen Brüsseler Maßnahmen gar nicht genug Anerkennung zollen. Denn die Förderung der ländlichen Entwicklung bedeutet für uns eine Stütze bei der Aufwertung auch peripherer Gebiete, bei der Herstellung von Chancengleichheit zwischen Zentrum und Peripherie, bei der Verhinderung von Landflucht, bei der Schaffung eines Ausgleichs für natürliche Benachteiligungen, bei der Vermeidung von Verödung und nicht zuletzt bei der Verteilung der lokalen Wirtschaftskraft auf viele kleine Zentren.

Im kommenden Jahr läuft die Planungsperiode der geltenden Strukturfondsprogramme aus, was bedeutet, dass wir im Jahr 2006 neue Programme vorlegen müssen, die dann für die Jahre 2007 bis 13 gelten. In diesem neuen Programm wird der abgelaufene Ländliche Entwicklungsplan fortgeschrieben, der uns in den letzten sieben Jahren nicht weniger als 407 Millionen Euro an Mitteln eingebracht hat, davon 118 Millionen Euro aus den Töpfen der EU. Entsprechend werden sich etliche bewährte Instrumente zur Aufwertung des Ländlichen Raumes und zur Unterstützung der Diversifizierung seiner Wirtschaft und der Multifunktionalität der Landwirtschaft finden. So können Sie davon ausgehen, dass beispielsweise die Ausgleichszulage bestehen bleibt, die unsere Berglandwirtschaft überhaupt erst konkurrenzfähig macht, weil sie einen Teil des Kostendrucks von den Schultern der Bauern nimmt. Oder auch die Agrarumweltprämien, die sich als Ausdruck der Anerkennung für die Umweltleistungen der Landwirtschaft bewährt haben. Auch sie werden im neuen Plan zu finden sein, genauso wie die Landschaftsschutzprämien, die konkrete Formen des Schutzes und der Aufwertung unserer Landschaft und damit unseres größten Kapitals belohnen oder besser gesagt: entlohnen.  

Zu fördern gilt es auch jene Initiativen, mit denen sich die Bauern ihre Nischen im globalen Markt sichern, die Veredelung der Rohstoffe zu traditionellen Produkten und solchen mit EU-Schutz, wofür wir ja auch bereits die Dachmarke und vor allem das Gütesiegel geschaffen haben, das von Brüssel nun abgesegnet worden ist. 

Gleichzeitig werden sich im neuen Programm aber auch Maßnahmen finden, die die Ländliche Entwicklung im weiteren Sinne betreffen. So müssen wir beispielsweise über Maßnahmen der Standortpolitik nachdenken, Maßnahmen zur Schaffung notwendiger Infrastrukturen, Maßnahmen zur digitalen Erschließung unseres Landes, auch entlegener Ortschaften, damit die Chancengleichheit, die die Verkehrserschließung der Peripherie im Vergleich zu den Zentren gebracht hat, nicht durch eine mangelnde Erschließung über die Datenautobahnen zunichte gemacht wird.

Es geht letztendlich darum, dass alle Sparten im Ländlichen Raum koordiniert werden und an einem Strang ziehen, um noch mehr, vor allem qualifizierte Arbeitsplätze in der Peripherie zu schaffen bzw. bestehende zu erhalten, um auch der Landwirtschaft die Aussicht auf einen attraktiven Zuerwerb zu erhalten und so die Landflucht dauerhaft zu unterbinden. Dies erreichen wir auch, indem wir die Einrichtungen kultureller, sozialer, gesundheitlicher und wirtschaftlicher Natur stärken, um unseren Teil zur Erhöhung der Lebensqualität im Ländlichen Raum beizutragen. 

Wie Sie ersehen, geht es nicht darum, einzelne Programme für einzelne Sektoren zu erstellen, sondern ein koordiniertes Programm, das alle Sektoren und Sparten einbezieht, ihre Potenziale auslotet und verstärkt. Die Vorarbeiten dafür laufen auf Hochtouren, die Genehmigungsprozedur in Rom und Brüssel wird im kommenden Jahr anlaufen.

Und wenn wir von Chancen reden, die Brüssel uns eröffnet, dann müssen wir uns auch die Leistungen vor Augen halten, die über den Europäischen Sozialfonds erbracht werden, und zwar in den verschiedensten Bereichen. So flossen seit 2000 nicht weniger als 92 Millionen Euro aus seinen Töpfen in unser Land und werden in Ausbildungs- und Umschulungsmaßnahmen gesteckt, in Maßnahmen zur Verwirklichung der Chancengleichheit, in Maßnahmen zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit, in Maßnahmen für Benachteiligte. Fast 1400 Projekte mit nicht weniger als 105.000 Beteiligten konnten so überhaupt erst realisiert werden. Dabei ist leider noch unklar, wie die Zukunft des ESF aussieht, wie dessen Finanzausstattung ausfällt und wie sich die Reform der Strukturfonds auf diesen Bereich auswirkt. Eines ist jedenfalls sicher: Es würde uns vor allem im Bereich der Förderung von so genannten Soft Skills ein wichtiges Standbein wegbrechen, wenn der ESF nicht so weitergeführt würde, wie dies bisher der Fall war.

Wie gesagt: Wer das Wort „Brüssel“ immer nur mahnend, warnend, negativ im Munde führt, verkennt die Realität. Wer das Wort „Brüssel“ immer nur mahnend, warnend, negativ im Munde führt, verkennt, dass uns die EU Chancen bietet, von denen andere nur träumen können. Und wer das Wort „Brüssel“ immer nur mahnend, warnend, negativ im Munde führt, der will – das ist meine Überzeugung – damit nur vom eigenen Versagen ablenken, die gebotenen Chancen auch zu nutzen.

Apropos mahnen und warnen, apropos Brüssel aber auch apropos Chancen: Lassen Sie mich noch ein Wort zum wohl zentralsten aller Themen sagen, die derzeit – Südtirol betreffend – in Brüssel anstehen: zum Verkehr und zum Brennerbasistunnel. Wie für ein solches Mammutprojekt wie den Brennerbasistunnel nicht anders zu erwarten, gibt es in dessen Entwicklung jede Menge Höhen und Tiefen, erfreuliche Nachrichten genauso wie immer wieder auftretende Schwierigkeiten und Unsicherheiten. 

Ich denke, wir haben im Frühjahr des abgelaufenen Jahres zunächst einen entscheidenden Schritt in die Zukunft des Alpenverkehrs gemacht, und zwar mit dem großen Brenner-Verkehrsgipfel in Bozen bei dem alle Entscheidungsträger an einem Tisch versammelt waren: die EU-Kommission, das Europäische Parlament, die Verkehrsministerien der beteiligten Staaten und die betroffenen Regionen und Provinzen. Damals ist man mehr denn je mit der Überzeugung aus den Aussprachen gegangen, dass kein Weg am Bau des Brennerbasistunnels vorbei führt. Eine Überzeugung, die auch die EU-Kommission teilt. So hat EU-Verkehrskommissar Jacques Barrot in Bozen betont – ich zitiere: „Wir haben keine andere Wahl. Wir müssen eine Alternative auf der Achse Berlin-Palermo schaffen, und zwar schnell.“ 

Dieser Überzeugung Ausdruck verliehen wurde auch durch die Entscheidung, den Basistunnel unterm Brenner in Brüssel als prioritäres TEN-Projekt zu führen, und nicht zuletzt durch die Tatsache, dass mit Karel van Miert ein Koordinator für den Ausbau der Achse Berlin-Palermo ernannt worden ist, der als ehemaliger Wettbewerbskommissar die Brüsseler Bürokratie wie seine Westentasche kennt und in der europäischen Hauptstadt mit dem entsprechenden Gewicht des Elder-Statesman auftreten kann. 

Soviel zu den Momenten, an denen der Brennerbasistunnel auf den Scheitelpunkten der Zuversicht gestanden hat. Leider sind prompt auch immer wieder Talfahrten gekommen, etwa wenn es um die Finanzierung des Jahrhundertprojekts geht. Sicher, Brüssel hat eine Stange Geld zugesagt, wird die Hälfte der Kosten zum Bau des Pilotstollens und für die Planung des Tunnels zuschießen. Doch mit 20 Prozent der Kosten, den die EU zum Bau beisteuern will, kriegen wir noch bei weitem nicht das, was wir uns erwartet haben. 

In diesem Zusammenhang muss auch betont werden, dass der Brennerbasistunnel nicht nur als Verkehrsverbindung zwischen Österreich und Italien gesehen werden darf, sondern als grundlegender Teil der Achse Berlin-Palermo, weshalb auch Brüssel und Rom ihre Pflichten wahrnehmen und sich angemessen am Bau dieses für die europäische Verkehrspolitik zentralen, für die Südtiroler Verkehrspolitik überlebenswichtigen Projekt beteiligen müssen.

Zudem reicht es sicher nicht, Brüssel und Rom in die Pflicht zu nehmen. Es wird im kommenden Jahr vielmehr auch darum gehen, unseren Teil zu leisten. Die Voraussetzungen dafür, zumindest die rechtlichen, sind im abgelaufenen Jahr geschaffen worden: zum einen durch die Verlängerung der Konzession für die Brennerautobahn-Gesellschaft, die die konkrete Querfinanzierung des Baus über Einnahmen aus der Autobahn ermöglicht - wir denken an nicht weniger als 550 Millionen Euro - zum anderen durch die EU-Wegekostenrichtlinie, die zumindest die Möglichkeit einer Querfinanzierung explizit, sozusagen in einer „lex Brenner“ vorsieht. Doch auch hier stehen harte und zähe Verhandlungen mit einer – hoffentlich dann etwas kompromissbereiteren – Regierung an, wenn es gilt, den Staat von der Notwendigkeit einer solchen Querfinanzierung zu überzeugen, vor allem aber, ihn von der Notwendigkeit einer spürbaren Mauterhöhung zu überzeugen. Denn diese erhöht nicht nur die Mauteinnahmen und damit die Summe, die für den Bau des Tunnels bereitgestellt werden kann, sondern ist auch ein weiterer Schritt hin zur Kostenwahrheit im Güterverkehr. Schließlich kostet der auf der Brennerautobahn gefahrene Kilometer Schwerfahrzeugen nördlich des Brenners über 60 Cent, während sie bei uns um neun Cent unterwegs sind. 

Und auf noch etwas wird es ankommen: Wir werden bei allen zuständigen Stellen weiterhin und mit Nachdruck darauf pochen müssen, dass man den Basistunnel nicht als Projekt sieht, das allein und für sich bereits Sinn ergeben würde. Vielmehr müssen wir – und verzeihen Sie mir, wenn ich dies gebetsmühlenhaft wiederhole – dafür sorgen, dass auch die Zulaufstrecken so ausgebaut werden, dass sie die Kapazitäten, die der Basistunnel haben wird, schlucken können und wir nicht ein neues Nadelöhr schaffen. Klar ist auch, dass die Beeinträchtigungen für die Anrainer, die von dieser neuen Gütertrasse ausgehen, so gering wie möglich ausfallen müssen, was wiederum heißt, dass auch die Zulaufstrecken unter Tage geführt werden müssen, und zwar im Eisacktal genauso wie im Unterland.

Ich hoffe jedenfalls, dass wir im kommenden Jahr bereits einen ersten konkreten Schritt hin zur Verwirklichung des Tunnels setzen können, indem mit den Bohrungen für den Pilotstollen begonnen wird.

Lassen Sie mich einen geographischen Sprung machen, einen Sprung von Brüssel nach Rom, ohne allerdings den eingangs meiner Rede aufgenommenen roten Faden zu verlieren: die einschränkenden Rahmenbedingungen, denen der Haushalt des kommenden Jahres ausgesetzt ist. Dieser Rahmen wird nämlich dann besonders spürbar, dann besonders eng, wenn wir – weg vom Brennerbasistunnel und hin zur allgemeinen Finanzsituation – die wirtschaftliche und finanzielle Situation des Staates betrachten. Zum ersten Mal ist Italien gezwungen worden, einen Sparhaushalt vorzulegen, der nicht nur kosmetische, sondern effektive Korrekturen beinhaltet. Was hat Rom gemacht? Es hat die Sparlast kurzerhand weitergegeben, hat den eigenen Gürtel nicht enger geschnallt, sondern nur jenen der lokalen Körperschaften, der Regionen, Provinzen und Gemeinden fester gezurrt. Und zwar kräftig. Vielleicht so kräftig, dass manch einer von ihnen die Luft ausgehen wird. 

Dass dies so einfach möglich ist, zumindest für Regionen und Provinzen mit Normalstatut und ihre Gemeinden, zeigt wieder einmal, dass das – auch hier setze ich Anführungszeichen – „föderale“ System Italiens nur in Sonntagsreden beschworen wird, dass statt dessen aber ein System herrscht, in dem Rom die Marschrichtung vorgibt und alle anderen folgen müssen, und zwar auch dann, wenn die Kolonne einem Marsch von Lemmingen gleicht. 

Eines ist dabei klar und dies haben wir in den Verhandlungen mit dem Staat auch in aller Deutlichkeit vertreten: Wir werden uns diesem Lemmingszug nicht anschließen, genauso wie sich alle anderen Autonomen Regionen und Provinzen aus diesem Zug ausklinken. Nehmen wir den Stabilitätspakt: Natürlich sind Sparmaßnahmen notwendig. Natürlich müssen sich alle am Sparen beteiligen. Natürlich werden alle in die Pflicht genommen. Und natürlich nimmt sich Südtirol hier nicht aus. Aber dass man uns sagen will, wo wir wie viel einzusparen haben, das greift in unzulässiger Weise in unsere Autonomie ein, untergräbt das Finanzierungssystem unseres Landes und ist ein Angriff auf unsere Selbständigkeit – eine Ansicht, die auch der Verfassungsgerichtshof teilt.

Wir werden uns an den Sparmaßnahmen beteiligen, keine Frage. Und seien wir ehrlich: Es ist kein Beinbruch, wenn wir gezwungen sind, alle unsere Schritte wieder und wieder unter dem Aspekt des Sparens unter die Lupe zu nehmen, besonders dann, wenn es um laufende Ausgaben geht. Was aber klar sein muss und was wir mit Zähnen und Klauen verteidigen werden, ist die Tatsache, dass wir dort einsparen, wo wir es für notwendig erachten, dass wir selbst entscheiden, wo der Rotstift angesetzt wird, und dass wir mit dem Staat nur die Summe aushandeln, die am Ende eingespart werden soll.

Was darüber hinaus das staatliche Finanzgesetz betrifft, so hat Rom dort eine Reihe von konkreten Sparvorgaben gemacht. Wir werden diese Vorgaben nicht einfach so übernehmen, sondern uns von Fall zu Fall dafür oder – begründet – dagegen entscheiden. 

Mitziehen, das kann man schon voraussagen, werden wir im Bereich des Personals, in dem der Staat von den Regionen, Provinzen und anderen Lokalkörperschaften einen Abbau des Personals um ein Prozent fordert: Allein der Landesbetrieb beschäftigt in Südtirol rund 10.000 Mitarbeiter, dazu kommen die lokalen Körperschaften, die Schulen, die Sanitätsbetriebe, etc. Keine Frage: Unsere Verwaltung arbeitet gut, kann sich nicht nur sehen lassen, sondern schneidet im Vergleich zu anderen Realitäten immer hervorragend ab, wird als Vorbild in ganz Italien im Munde geführt. Es ist daher auch angebracht, dass ich mich in diesem Zusammenhang bei den vielen fleißigen, ehrlichen und engagierten Führungskräften, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufrichtig für deren Einsatz bedanke. 

Trotzdem heißt dies aber nicht, dass wir die Verwaltung nicht regelmäßig durchleuchten und uns bei ausscheidenden Mitarbeitern Gedanken machen, ob der verlassene Posten wieder besetzt werden muss oder man auf eine andere Art und Weise die Möglichkeit hat, die Aufgaben des ausgeschiedenen Mitarbeiters zu erledigen: durch Entbürokratisierung zuallererst, durch effizientere Organisation, durch Outsourcing oder Umstrukturierungen. Was ich zuvor gesagt habe, gilt auch hier: Es ist kein Beinbruch, wenn wir gezwungen sind, alle unsere Schritte wieder und wieder unter dem Aspekt des Sparens unter die Lupe zu nehmen. Auch in der Verwaltung. Auch sie ist keine heilige Kuh und eine Neuorganisation kein Tabu.

Angst haben muss deshalb niemand: 

Zunächst einmal gilt zu sagen, dass wir niemanden aufgrund von Sparmaßnahmen entlassen werden. Einsparen bedeutet hier immer nur, eventuell ausscheidende Mitarbeiter nicht zu ersetzen. 

Keine Angst zu haben brauchen auch die Mitarbeiter, die sich vielleicht ausmalen könnten, dass – gleiche Arbeit bei weniger Leuten – ein kaum aushaltbares Mehr an Arbeit auf sie zukommen könnte. Mitnichten: Wie ich bereits gesagt habe, ist die Entbürokratisierung auszubauen, der Einsatz elektronischer Hilfsmittel weiter zu forcieren, die die Mitarbeiter enorm entlasten können, und insgesamt eine möglichst effiziente Organisation anzustreben. 

Zu guter Letzt braucht – aus den eben genannten Gründen – sich auch kein Bürger Sorgen zu machen, dass die Verwaltung seinen Anforderungen nicht mehr gerecht werden kann. Sofern die Anforderungen gerechtfertigt sind, sind ihnen unsere Mitarbeiter immer gerecht geworden und werden dies auch in Zukunft tun. Und zwar schneller, unbürokratischer, unkomplizierter und freundlicher als dies in anderen Regionen der Fall ist. Die entsprechenden jährlichen Ranglisten bestätigen uns das immer wieder.

Die Sparvorgaben des Staates mittragen werden wir im Übrigen auch dort, wo es um Beratungen und Gutachten geht, während wir mit der Forderung, die Anzahl der Ad-hoc-Verträge bzw. die Co.Co.Co.-Verträge um satte 40 Prozent zu senken, unsere Schwierigkeiten haben. Nicht, weil wir eine derart große Anzahl dieser Verträge abschließen, sondern weil wir dies in ganz besonderen Bereichen tun, in denen Alternativen nicht leicht denkbar sind. Als Beispiel seien projektbezogene Finanzierungen aus den EU-Strukturfonds im Rahmen der Programmabsprachen mit dem Staat genannt. Ich denke, es ist logisch, dass in diesem Bereich nur Verträge für die Dauer eines Projekts abgeschlossen werden. Wann immer also ein Projekt zu Ende geht, brauchen wir auch Koordinatoren und Mitarbeiter nicht mehr, die entsprechenden Verträge laufen aus. Was tun, wenn wir sie nicht mehr auf dieser Basis einstellen können? Ein solcher Schritt ist für uns nicht denkbar, weil gerade die befristeten Verträge es sind, die uns in diesem Bereich Gelder sparen helfen. Sie abzubauen hieße nicht sparen, sondern – im Gegenteil – sich zusätzliche Kosten anzulasten.

Wie weit die Sparvorgaben des Staates gehen und wie wenig die Regierung von der finanziellen Basis unserer Autonomie verstanden hat, dies zeigt die Forderung nach einer prozentuellen Kürzung der laufenden Ausgaben und einer Eindämmung der Kostensteigerungen bei den Investitionen. Während eine solche Vorgabe für die Regionen mit Normalstatut zwar bedenklich, aber ohne weiteres durchsetzbar sind – Rom schüttet einfach geringere Mittel aus -, sind sie im Umgang mit einer Provinz mit Sonderstatut angreifbar, und zwar auch rechtlich angreifbar. Rom hat weder das Recht noch die Macht, uns unsere finanziellen Autonomien streitig zu machen, unsere autonomen Finanzbestimmungen zu untergraben. Wir leben von den Steuereinnahmen, die im Land eingehoben werden und lassen uns nicht vorschreiben, wie wir diese Mittel einsetzen sollen. Ganz zu schweigen von der Tatsache, dass ich es mehr als bedenklich finde, in Zeiten schwachen Wirtschaftswachstums in Italien bei den Investitionsausgaben auf die Bremse zu drücken. Aber dies nur zwischen Klammern.

Lassen Sie mich stattdessen auf die Wirtschaftsentwicklung in unserem Land zu sprechen kommen, die trotz aller negativen Nachrichten rund um uns herum kein Grund zur Panik sind. Wie das Wirtschaftsforschungsinstitut der Handelskammer errechnet hat, beträgt das Wirtschaftswachstum im laufenden Jahr zwei Prozent, was mit den Raten der letzten Jahre vergleichbar ist. Und auch das Schreckgespenst der Arbeitslosigkeit geht bei uns nicht um. Mit 2,5 Prozent liegt sie sogar etwas niedriger als im vorigen Jahr und in jenem zuvor und auch die Anzahl der eingetragenen Unternehmen nimmt weiter zu.

Bevor ich auf einige der zentralen Entwicklungen und Vorhaben im gesamtwirtschaftlichen Sinne komme, möchte ich kurz in einigen Stichworten auf die einzelnen Wirtschaftsbereiche eingehen, wobei ich mir erlaube, die Landwirtschaft diesmal außen vor zu lassen, nachdem ich auf sie bereits im Rahmen der EU-Entwicklungspläne eingegangen bin.

Die erste Säule unserer Wirtschaft ist und bleibt, das kann man guten Gewissens behaupten, der Tourismus. Trotz weltweiter Änderungen im Urlaubsverhalten, trotz eines stetigen Aufholens der Ferndestinationen hat sich Südtirol hier dank einer nachhaltigen und in den letzten Jahren kontinuierlich ausgebauten Qualitätsstrategie unter den Top-Destinationen halten können. Wir verdanken dies auch einer konsequenten Positionierung fernab des Halligalli-Tourismus', eine Positionierung, die Früchte trägt.

Um die Top-Position halten zu können, müssen sicher auch weiterhin enorme Anstrengungen in Werbung und Promotion unternommen werden und das ist - selbstverständlich - auch eine Frage des Geldes. Zu klären sein wird, wo dieses Geld herkommen und vor allem wie es eingehoben werden soll. Es wird eine Entscheidung zwischen Pflicht und Freiwilligkeit sein, eine Entscheidung, die wir in erster Linie den Betroffenen überlassen wollen, weil sie es letztendlich sind, die die Lösung zu tragen haben. 

Klar ist, dass aus dem allgemeinen Haushalt für das Kapitel Fremdenverkehrswerbung keine übermäßigen zusätzlichen Mittel zu erwarten sind und diese in Zukunft meines Erachtens auf die Bewerbung ganz Südtirols als Urlaubsdestination konzentriert werden sollten. Auf kurz oder lang hat ein tröpfchenweises Bewerben einzelner Tal- oder Ortschaften nämlich keinen Sinn.

Was den Handel betrifft, so ist er der Bereich, der seit der Einführung des Euro wohl am meisten in der Kritik steht. Zu Recht oder zu Unrecht, eines ist sicher: Wir haben eine Handelsstruktur, um die uns unsere Nachbarländer beneiden: klein strukturiert und kapillar, für jeden erreichbar. Trotzdem dürfen wir uns nicht blind vor Entwicklungen verschließen, müssen unsere Tore auch großen Strukturen öffnen, um ein fruchtbares Nebeneinander zuzulassen. Konkurrenz hat noch nie geschadet und sie gibt den kleinen Geschäften die Möglichkeit, ihre Stärken auszuspielen: Kundenservice, Freundlichkeit, Erreichbarkeit, persönliches Eingehen auf die Wünsche der Klienten. Konzentriert man sich darauf, so werden auch größere Strukturen den kleinen den Rang nicht ablaufen, sondern eine Ergänzung im bewährten Angebot darstellen. Und eines sei noch einmal klargemacht: Einkaufszentren auf der grünen Wiese, fernab der erschlossenen Zentren wird es auch in Zukunft in unserem Land nicht geben.

Auf das produzierende Gewerbe - Handwerk genauso wie Industrie - werde ich noch im allgemeinen wirtschaftlichen Teil meiner Rede kommen, wenn es um die Innovation geht, um die Fähigkeit, sich weiter zu entwickeln, unsere kleinen und mittleren Unternehmen an die Herausforderungen eines globalen Marktes anzupassen. Ich bin zuversichtlich, dass unseren Betrieben der Sprung auch in diese neue Ära gelingt und wir werden sie dabei nach Kräften unterstützen. Nur eines ist dabei notwendig: Keine Angst zu haben, sich den Entwicklungen nicht zu verschließen, den Kopf nicht in den Sand zu stecken. Denn dann ist man blind für die Herausforderungen und der Zug der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung fährt ab, während man noch auf dem Bahnsteig steht.

Schließlich zum so genannten Tertiärsektor, den Dienstleistungen, die nach wie vor boomen. Dieser Boom ist nicht nur Beweis dafür, dass die Dienste, die geleistet werden, auch tatsächlich nachgefragt und damit gebraucht werden. Der Boom ist auch ein Zeichen für eine allgemein gute wirtschaftliche Entwicklung, ist doch die Nachfrage nach Dienstleistungen andernfalls die erste, die wegbricht. 

Und dazu zu den allgemeinen wirtschaftspolitischen Überlegungen: Es gibt nämlich in diesem Haushalt – wie dies auch bereits in den letzten Jahren der Fall war – gleich mehrere Schienen, die parallel gefahren werden, um unsere traditionell starke und stabile Wirtschaft weiter zu unterstützen. Zu den bewährten Instrumenten der Förderung, die im Übrigen vor wenigen Wochen auch das Plazet aus Brüssel bekommen haben, kommen Fördermaßnahmen des weiblichen Unternehmertums, die in erster Linie darauf abzielen, Frauen in verantwortlichen Positionen in den Unternehmen zu unterstützen, und in Zukunft auch gänzlich neue Wege, die allesamt weniger auf die materielle Unterstützung abzielen, sondern mehr in das investiert, was man vielleicht als Soft Skills der Wirtschaft bezeichnen könnte: Standortpolitik sowie die Sicherung von Arbeitsplätzen und der wirtschaftlichen Zukunft. 

Zunächst zur Arbeitsplatzsicherung: Sicher, auch unser Land ist keine Insel der Seligen. Hier fließen weder Milch noch Honig und damit ist kein Unternehmen davor gefeit, den Unbilden des Marktes nicht mehr gewachsen zu sein. Unternehmen, die nicht innovativ sind, die nicht marktfähig sind, gehen auch bei uns unter. Andere ziehen es vor, aus betriebsstrategischen Überlegungen in andere Provinzen oder ins Ausland abzuwandern, ihre Betriebssitze oder Produktionsstätten zu verlegen. Dies alles trifft auch uns und dies alles hat zur Folge, dass Arbeitsplätze abgebaut werden. Wann immer eine solche Entwicklung ein größeres Unternehmen erfasst, dann treten in Südtirol die üblichen Unkenrufer auf den Plan, diejenigen, die immer schon wussten, dass es uns auch einmal erwischen wird, dass bei uns auch einmal die Blase platzen und die Arbeitsplätze wegbrechen würden. Diese Rufer gibt es bereits jahrelang, jahrzehntelang, würde ich sogar behaupten. Allein: Passiert ist bisher nie sehr viel, die wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Apokalypse ist immer ausgeblieben.

Sicher, der Verlust des eigenen Arbeitsplatzes ist für jeden persönlich ein schwerer Schlag. Glücklicherweise sind wir in Südtirol dank der Vollbeschäftigung, die wir – laut Unkenrufen: noch – haben, aber in der Lage, uns umfassend derjenigen anzunehmen, die ihren Job verlieren. Ihnen wird die Möglichkeit zur Umschulung geboten, es werden Kompetenzbilanzen erstellt, frei werdende Stellen vermittelt und sie werden nicht zuletzt auch auf Vorstellungsgespräche vorbereitet. Entsprechend dauert die Arbeitslosigkeit von wenigen Ausnahmen abgesehen nicht so lange, als dass sie zum sozialen Problem werden könnte.

Trotzdem ist die Devise, die wir in den letzten Monaten in der Landesregierung verstärkt verfolgt haben und die auch – oder besonders – für das kommende Jahr gilt, jene, Arbeitsplätze nach Südtirol zu holen. Man kann jetzt natürlich die altbekannte Diskussion aufwerfen, wonach ein solches Bestreben in Kombination mit der Vollbeschäftigung nur dazu führen würde, dass man mit den Arbeitsplätzen auch die Arbeitskräfte importieren müsste, aber dies ist zu kurz gedacht. „Reimportieren“ wäre wohl der geeignete Begriff in diesem Zusammenhang. Warum?

Nehmen wir junge, hoch qualifizierte Akademiker, die lange, schwierige Ausbildungswege hinter sich haben. Wir laufen Gefahr, dass diese hoch qualifizierten jungen Südtiroler ins Ausland abwandern, weil sie bei uns keine geeigneten Arbeitsplätze finden. Natürlich finden sie bei uns Arbeit, keine Frage. Allerdings immer schwieriger eine, die ihren berechtigten Ansprüchen gerecht werden könnte. Was also müssen wir tun? Wir müssen entweder auf die intellektuellen und wirtschaftlichen Hoffnungsträger verzichten oder Unternehmen nach Südtirol locken, die Arbeitsplätze für Hochqualifizierte und Hochspezialisierte bieten und damit unseren Jungen eine Chance eröffnen. 

Wenn Sie sich Finanzgesetz und Haushalt durchsehen, dann werden Sie darin verschiedenste Ansätze finden, die genau in diese Richtung zielen. Da gibt es die Gesellschaft „Business Location Südtirol“, die wir schaffen, um im Chor all derjenigen Regionen, die bei Unternehmen um Investitionen auf ihrem Gebiet werben, eine dominierende Stimme zu bekommen. Wir müssen die Vorzüge unseres Landes als Wirtschaftsstandort offensiv bewerben, müssen den Unternehmen zeigen, worauf sie sich verlassen können, wenn sie sich bei uns ansiedeln. Und gleichzeitig müssen wir über die Gesellschaft „Business Location“ auch die Möglichkeit einer schnellen Grundzuweisung außerhalb der traditionellen Ranglisten des Landes schaffen. Dies sehen wir vor, indem geplant ist, dass die Gesellschaft Gewerbegrund ankaufen, erschließen und Unternehmen zur Verfügung stellen kann. Wobei wir uns selbstverständlich ein Mitspracherecht sichern, etwa über die Raumplanung oder die jeweiligen Gremien. 

Hierzu wieder eine kleine Klammer: Was die Grundzuweisungen an die Unternehmen betrifft, so haben wir in den letzten Jahren einige Anstrengungen unternommen, Flächen für Unternehmen bereit zu stellen. Wir haben dies weniger dadurch getan, dass wir neue Gewerbegebiete ausgewiesen haben, sondern dass wir versuchen, die bestehenden Gebiete effizienter zu nutzen. Das gilt vor allem für das Gewerbegebiet in Bozen Süd, in dem wir die riesigen Areale der Schwerindustrie saniert und neuen Unternehmen zur Verfügung gestellt haben. 

Noch einen privatwirtschaftlich orientierten Schritt setzen wir in Sachen Ausbau des Angebots hoch qualifizierter Arbeitsplätze, und zwar mit der „TechnoInnovation Südtirol“, TIS. Unter dem Dach der TIS werden wir das Business Innovation Centre Südtirol, also das BIC, wieder finden, das dabei weiter seiner Aufgabe als Inkubator gerecht werden und jungen, aufstrebenden Firmen eine Stütze sein wird, indem es neben einer Bleibe auch eine Reihe von Serviceleistungen zur Unterstützung der Unternehmensgründer anbieten wird. Die Gesellschaft TIS geht aber noch zwei Schritte über das hinaus, was das BIC bisher geleistet hat. Sie soll nämlich – mehrheitlich in privater Hand – auch dafür sorgen, dass ein Transfer von Know-how zwischen den heimischen Unternehmen und den Forschungs- und Entwicklungsorganisationen in aller Welt vonstatten geht. Sie hat die Aufgabe, Kontakte herzustellen, ihr Image als Bürge für die kleinen Unternehmen einzusetzen, wann immer es um die Beziehungen zu großen Forschungseinrichtungen geht. Und schließlich soll die Gesellschaft auch dann aktiv werden, wenn es um die Bildung von Clustern geht, also die Zusammenarbeit von kleinen und mittleren Unternehmen derselben Branche. 

Denn auch wenn wir stets das Hohelied der kleinen und mittleren Betriebe singen – in das auch ich ohne zu zögern einstimme, weil ich der Überzeugung bin, dass die kleinen Betriebe schneller, und flexibler auf die Gegebenheiten reagieren können als die Mammuts der Branche -,  wenn wir also auch immer das Hohelied der Kleinbetriebe singen, dann dürfen wir uns über ein großes Manko nicht hinwegtäuschen lassen: die mangelnde Fähigkeit, ausreichende Ressourcen in die Bereiche Forschung und Entwicklung zu stecken. Kein Kleinbetrieb kann es sich leisten, eine eigene F&E-Abteilung einzurichten, werden doch meist alle Ressourcen im operativen Geschäft gebraucht. Was ist die Folge? Die Folge ist, dass die Unternehmen Gefahr laufen, ihre Innovationskraft zu verlieren, und ihre Produkte veralten. Es sei denn, man besinnt sich auf das alte Diktum vom „Gemeinsam sind wir stark“, auf das Einrichtungen wie das BIC oder auch die Clusteridee aufbauen. Indem man Know-how austauscht, gemeinsam forscht und entwickelt, gemeinsam Kontakte zu entsprechenden Einrichtungen hält, werden Ressourcen gespart, werden Synergien genutzt und Wettbewerbsnach- in –vorteile verwandelt.

Dazu kommen auch finanzielle Anstrengungen unsererseits, was die Forschung und Entwicklung oder die Innovation betrifft. Wir stellen Jahr für Jahr rund 40 Millionen Euro für diesen Bereich zur Verfügung, aber gerade in Zeiten eines, ich möchte nicht sagen: stotternden, sondern: nicht immer ganz rund laufenden Wirtschaftsmotors muss man in die Innovationskraft der Unternehmen investieren, muss den Hebel hier ansetzen, um zukunftsfähig zu werden. Entsprechend erhöhen wir unser Engagement in diesem Bereich und kommen auf rund 75 Millionen Euro, die den Unternehmen zur Verfügung stehen. 

Wenn es uns gelingt, dank all dieser Maßnahmen innovative Unternehmen in Südtirol zu gründen, aufzubauen oder solche nach Südtirol zu holen, dann schaffen wir auch interessante Arbeitsplätze für unsere Jugend und wir brauchen nicht mehr zu fürchten, dass wir weiter hoch qualifizierter junger Fachkräfte verlustig gehen, in deren Ausbildung wir – erlauben Sie mir einmal knallhart volkswirtschaftlich zu denken – auch eine ganze Menge Geld investiert haben. Geld, das als Anlage für die Zukunft gedacht war, dessen Rendite mit einer Abwanderung der jungen Akademiker aber anderswo eingestrichen wird.

Sie sehen, wir setzen in diesem hochflexiblen, schnelllebigen, sich überaus rasant ändernden Bereich auf privatwirtschaftliche Organisationsformen und privatwirtschaftliches Engagement, um schneller auf sich ändernde Rahmenbedingungen reagieren zu können. Dies wird diejenigen auf den Plan rufen, die immer schon einen Rückzug des Landes zugunsten von mehr privatwirtschaftlichem Spielraum gefordert haben. Ich kann Ihnen in diesem Zusammenhang nur eines sagen: Diese Mahner sprechen mir aus der Seele. Auch ich glaube, dass das Land, dass die öffentliche Hand nicht überall mitmischen muss, dass sie sich aus bestimmten Bereichen sogar heraushalten und dem freien Spiel der Kräfte seinen Lauf lassen sollte. So weit, so gut...

Allerdings ergibt sich ein Problem, wenn wir uns als Land auch nur schrittweise aus verschiedenen Bereichen zurückziehen. Es bleibt ein Vakuum, das von den Privaten nicht oder nur sehr, sehr langsam ausgefüllt wird, anstatt dass man feststellen könnte, dass die Unternehmen Verantwortung übernehmen, sich auf die Hinterbeine stellen, Initiative zeigen und dort einspringen, wo der Rückzug der öffentlichen Hand Lücken öffnet.

Und noch eines fällt auf: Wann immer etwas schief geht, dann ist der erste Aufschrei der nach dem Land. Man habe dies und jenes verabsäumt, dies und jenes nicht getan, diese und jene Maßnahme nicht getroffen. Eine Frage sei da schon erlaubt: Warum immer wir, warum immer das Land, warum sind wir die einzigen, die Verantwortung tragen sollen. Und warum gehen viele Private mittlerweile sogar soweit, dass sie dem Land die Schuld in die Schuhe schieben, wenn etwas in ihrem ureigenen Bereich nicht so läuft wie erwartet? Warum ruft man nach Exportförderungen, wenn der Absatz der eigenen Produkte im Ausland nicht so läuft, wie er sollte? Warum nimmt man sich das Recht heraus, mit seinem eigenen Betrieb abzuwandern, überlässt die „freigesetzten Ressourcen“, sprich: die entlassenen Arbeitnehmer dann aber dem Land zur Pflege? 

Oder noch ein Beispiel: Kennen Sie unser Pilotprojekt der Betriebskinderhorte? Es handelt sich um Betreuungsstrukturen für Kinder zwischen drei Monaten und elf Jahren mit flexiblen Betreuungszeiten, in den Gewerbegebieten gelegen, von Land, Betrieben und Eltern zu gleichen Teilen getragen. Wir haben drei dieser Strukturen geschaffen, eine in Bozen, eine in Brixen und eine in Leifers, nachdem diese den Familien jede Menge organisatorischen Aufwand abnehmen, sie entlasten und die Vereinbarkeit von Beruf und Kindererziehung wesentlich erleichtern. Außerdem stand die Einrichtung der Betriebskinderhorte auf den Wunschlisten der Unternehmer immer ganz oben. Toll, könnte man meinen, vorbildhaft, ein weiterer Schritt hin zu einer effizienten Förderung der Familie. 

Einen einzigen Schönheitsfehler gibt’s leider: Eine der Pilotstrukturen, jene in Bozen Süd, im größten Gewerbegebiet unseres Land, kämpft bereits mit existenziellen Schwierigkeiten: nicht, weil das Land säumig wäre, nicht, weil die Eltern ihre Beiträge nicht bezahlen. Nein, vielmehr, weil die Betriebe sich weigern, die entsprechenden Konventionen zu unterzeichnen und damit ihren Teil zu tragen. Die Struktur lebt nur noch, weil Eltern bereit sind, ihre Kinder auch ohne betrieblichen Rückhalt dort unterzubringen. Und damit stehlen sich die Betriebe aus der Verantwortung, ducken sich vor ihrer Pflicht, immer in der Hoffnung, dass das Land es schon nicht zulassen werde, dass ein Betriebskinderhort geschlossen werde.

Eines ist sicher: Sich nur die Rosinen vom Kuchen zu picken, geht auf Dauer nicht. Auch Unternehmen tragen Verantwortung, und zwar nicht nur wirtschaftliche. Und auch die Rolle, wonach dem Land das Risiko des Pioniers überlassen wird, um danach – sobald ein Sektor Profite abwirft – lauthals nach einem Rückzug der öffentlichen Hand zu schreien, steht den Unternehmen nicht gut zu Gesicht. Nach dem Rockzipfel der Mutter zu greifen, die Mutter am liebsten aber nicht sehen zu wollen – das kann nicht gut gehen. 

Ich glaube, dass der Ruf nach einem Rückzug des Landes aus Teilen der Wirtschaft und der Gesellschaft durchaus eine Überlegung wert ist, der Rückzug aber nur dann erfolgen kann, wenn jemand da ist, der einspringt: mit einem Mindestmaß an sozialem Gewissen und einem Mindestmaß an Verantwortungsgefühl der Gesellschaft und ihren Teilen gegenüber. Können wir uns auf diese Mindestvoraussetzungen einigen, dann bin ich der erste, der einer Verhandlung über einen langfristigen, geplanten und abgestimmten Rückzug des Landes zustimmt – das können Sie mir glauben.

Erlauben Sie mir außerdem, in diesem Zusammenhang noch eine grundsätzliche Klammer zu öffnen: Es ist prinzipiell nicht immer leicht zu entscheiden, wo man als öffentliche Hand eingreift und wovon man besser die Finger lässt. Wo lässt man das freie Spiel der Kräfte des Marktes zu? Wo lässt man allein Angebot und Nachfrage bestimmen? In den allermeisten Fällen, würde ich sagen, es sei denn, es kommt ein öffentliches, ein gesellschaftliches Interesse an einem Bereich dazu. Wie aber definiert man öffentliches, gesellschaftliches Interesse und ab welchem Punkt überwiegt dieses Interesse und legitimiert einen Eingriff in den Markt? In diesen Fällen wird die Abwägung zwischen freiem Markt und sozialem Auftrag oft sehr schwierig, dann steckt man mitten drin im Dilemma dessen, was man so schön als soziale Marktwirtschaft bezeichnet. 

Dass dieses Dilemma auch nicht immer eindeutig zu lösen ist, dass man ihm nicht immer entkommt, vor allem nicht schadlos, das kann ich Ihnen an einem Beispiel verdeutlichen: den Mietbeiträgen. Wir haben diese Beiträge als Ergänzung zu unseren Zuschüssen zum Ankauf von Eigenheimen vorgesehen, weil wir auch jenen unter die Arme greifen wollten, greifen mussten, die trotz der Unterstützung des Landes nicht in der Lage sind, den Traum vom Eigenheim zu verwirklichen. Dass diese Beihilfen notwendig sind, zeigt nicht zuletzt die große Nachfrage danach. So sind die Mittel, die wir dafür aufwenden, in den letzten drei Jahren von 15 auf 22 Millionen Euro gestiegen. Um satte 50 Prozent.

Klar, dass diejenigen, die das soziale Engagement in den Mittelpunkt rücken, sagen werden, dass dies ein Zeichen dafür ist, wie nötig die Beihilfen im Mietsektor sind, wie stark die Mieten die Familien belasten, wie groß der Bedarf einer öffentlichen Unterstützung in diesem Bereich ist. Klar aber auch, dass diejenigen, die das freie Spiel der Kräfte in den Mittelpunkt rücken, behaupten können, dass die Beiträge den Mietenmarkt völlig verzerren. Glauben Sie mir, auch wir leben nicht im Elfenbeinturm und wissen, dass Vermieter auf den Bonus der Beiträge setzen, ihre oft sehr hohen Mieten damit begründen, dass sie ja nicht die Brieftasche des Mieters belasten, sondern die öffentliche Hand. Eine Milchmädchenrechnung zwar, aber sie geht auf. 

Was tun? Freies Spiel der Kräfte? Sicher, die Mieten würden mit einiger Wahrscheinlichkeit sinken, aber was ist mit denen, die tatsächlich nicht in der Lage sind, auch diese gesunkenen Mieten noch zu bezahlen? Oder anders: die Mietbeiträge beibehalten und einen verzerrten Markt mit zu hohen Mieten in Kauf nehmen? Auch nicht ideal, auch weil die hohen Mieten – Beiträge hin oder her – die Familien belasten, zumal jene, die kein Anrecht auf einen Mietbeitrag des Landes haben. 

In diesem Fall werden wir, wie so oft, einen Mittelweg suchen, werden das System der Beiträge überdenken, vielleicht auch zwischen Peripherie und Zentren unterscheiden müssen, weil der Immobilienmarkt dies auch tut. Wir werden ein System entwerfen, das möglichst beiden Anforderungen gerecht wird, dessen Basis das Wohnbauprogramm ist, das wir im Jahr 2007 beendet haben werden, und das den größten Druck vom Markt nimmt, dessen Einflüsse auf den Markt möglichst gering, dessen Nutzen für die Bevölkerung aber möglichst groß ist. Und dann müssen wir abwarten, wie die Gesellschaft auf dieses neue System reagiert, ob es die gewünschten Erfolge bringt.

Was sich zeigt, ist, dass Politik, vor allem dann, wenn sie in den Markt eingreift, keine exakte Wissenschaft sein kann, sondern mit dem nötigen Gespür für die rechte Mitte betrieben werden muss, dass es keine reine Lehre gibt, sondern nur den Versuch, sich von Extremen fernzuhalten und in Kompromissen das Beste für die Bevölkerung zu suchen. Das wollen viele nicht wahrhaben, vor allem dann nicht, wenn sie außerhalb der Verantwortung stehen, wenn sie keine Entscheidungen zu treffen haben, wenn sie der Theorie den Vorzug vor der Praxis geben, wenn sie glauben, ihre Meinung sei die einzige allgemein gültige. Wer solche Ideen mit in die Politik bringt, der steht auf verlorenem Posten, denn Politik ist ein ständiges Abwägen, ist ein In-Kauf-Nehmen von negativen Folgen, wenn die positiven überwiegen, ist oft genug ein Geduldsspiel und nun einmal das Bohren dicker Bretter.

Geduld aufzubringen gilt es vor allem dann, wenn man langfristig plant und arbeitet oder aber die Früchte der Arbeit, die man macht, erst in Jahren oder sogar Jahrzehnten ernten wird. Ein solcher Bereich und gleichzeitig wohl die größte Herausforderung der nächsten Jahre ist der demographische Wandel mit all seinen Folgen. Die Feststellung, dass die Gesellschaft älter wird, ist ein alter Hut. Dass dies eine Reihe von Folgen nach sich zieht, ist auch nichts Neues. Welche Folgen es aber genau sind und wie man ihnen am besten begegnet, dies sind die Fragen, die wir uns als für dieses Land Verantwortliche stellen müssen.

Da wären einmal die Folgen für das Rentensystem, wenn immer weniger Arbeitende für immer mehr Rentner aufkommen müssen. Zwar fällt das Rentensystem nicht in unsere Zuständigkeit, wir sind trotzdem aber auch in diesem Bereich aktiv geworden, haben die Wege für Zusatzrentenfonds geöffnet und erst letzthin die Hürden aus dem Weg geräumt, damit auch Lehrer einem solchen Zusatzrentenfonds beitreten können. 

Da wären aber auch die Folgen für den Arbeitsmarkt, wenn plötzlich weniger Arbeitnehmer mehr Stellen besetzen sollen. Dieses Problem löst sich zum Teil durch die Einwanderung, wobei wir nicht die Augen davor verschließen sollten, dass die Migration uns vor neue Herausforderungen stellt. Ich möchte darauf nicht näher eingehen, doch eines anführen: Angst ist die falscheste Reaktion, die man auf ein neues gesellschaftliches Phänomen zeigen kann, denn Angst führt zu Ablehnung, zu Abkapselung, zur fehlenden Auseinandersetzung mit unseren neuen Mitbürgern. Mit Angst kommen wir nicht weiter. Vielmehr müssen wir uns den Einwanderern gegenüber offen präsentieren, sie in die Gesellschaft und Arbeitswelt einbinden. Wir tun dies bereits seit Jahren, indem wir die Einwanderer sozial betreuen, sie aus- und weiterbilden, sie mit den notwendigen Sprachkenntnissen ausstatten, ihnen Wohnmöglichkeiten bieten. Wo immer dies möglich ist, müssen wir ihnen die gleichen Rechte zukommen lassen, aber ihnen auch die selben Pflichten auferlegen. Denn eines muss auch klar sein: Wer hier bei uns Gastrecht genießt, der darf dieses nicht mit Narrenfreiheit verwechseln. Und wer dies dennoch tut, der darf sich nicht wundern, wenn er dadurch das Gastrecht verwirkt.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch eines sagen: Es wird in Zukunft notwendig sein, noch mehr Engagement bei der Schulung und Ausbildung der Einwanderer an den Tag zu legen. Dabei muss die Eingliederung bereits auf der Schulebene anfangen, wobei wir nicht den Fehler machen dürfen, die Schulen zu Sprachunterrichts-Einrichtungen für Einwanderer-Kinder zum Nachteil unserer Kinder zu machen. Vielmehr müssen wir verstärkt auf schulbegleitende Einrichtungen und Angebote setzen, die sich der Einwandererkinder und –familien annehmen, um ihnen das Erlernen der Landessprachen zu ermöglichen. 

Der demographische Wandel gibt uns aber auch neue Aufgaben im Sozial- und Gesundheitsbereich auf. So müssen wir damit rechnen, dass die Anzahl der Pflegebedürftigen in Zukunft steigt und damit auch die Nachfrage nach entsprechenden Einrichtungen. Wir begegnen dieser steigenden Nachfrage einerseits mit einem besonderen Augenmerk auf die Schaffung von Pflegestrukturen, müssen gleichzeitig aber wohl auch dafür sorgen, dass Ressourcen in Richtung Pflege umgeschichtet werden. Die Sanitätsreform, die wir ins Auge fassen und auf die ich später noch einmal komme, soll auch hier ansetzen, soll Ressourcen freisetzen, die dann in der Pflege eingesetzt werden können.

Fördern müssen wir darüber hinaus natürlich vor allem jene, die sich um pflegebedürftige Angehörige kümmern, sie zu Hause pflegen. Mit dem Familienpaket, das wir gemeinsam mit der Region geschnürt haben, haben wir erste wichtige Ansätze geschaffen: die Anerkennung der Pflegezeiten und daraus resultierende Rentenansprüche oder Förderungen für die Pflege zu Hause. Gleichzeitig geht es darum, Strukturen zur Entlastung der Pflegenden zu schaffen, was wir beispielsweise mit Tagesstätten oder Heimen tun, in denen die Pflegebedürftigen auch zeitweise untergebracht werden können. Wir müssen uns vor Augen halten, dass die Pflegenden, derzeit meist Frauen, mit dieser Aufgabe eine zusätzliche Belastung aufgebürdet bekommen, die wir ihnen so weit wir dazu in der Lage sind, abnehmen oder zumindest honorieren müssen. 

Und noch ein Dauerbrenner hierzu: Nachdem es in Zukunft für die Familien kaum noch möglich sein wird, aufgrund sinkender Renten für zusätzliche Kosten zur Unterbringung Pflegebedürftiger  aufzukommen, wird auch an der Einführung einer Pflegeversicherung kein Weg vorbei führen.

Und schließlich wird es im Zusammenhang mit dem demographischen Wandel auch darum gehen, diesen nicht ganz so dramatisch ausfallen zu lassen, wie es den Anschein hat. Das heißt, wir müssen dafür sorgen, dass Kinder zu haben weniger als Belastung denn als Bereicherung empfunden werden kann. Finanziell sind wir hier seit Mittsommer mit unserem Familiengeld zugange, das jenes der Region ergänzt. Der Ansturm auf diese Zuschüsse ist enorm und schon nach drei Monaten haben wir die Schallmauer der 20.000 Gesuche durchbrochen. Natürlich ist uns bewusst, dass man mit den gewährten 80 Euro pro Monat und Kind keine Familien rettet. Dieser Betrag gibt uns aber die Möglichkeit, eine nützliche und vor allem konkrete Form der Hilfe über lange Sicht beizubehalten. Sicher, wir könnten auch höhere Summen zahlen, doch wäre diese Lösung nicht nachhaltig, weil langfristig nicht finanzierbar. 

Und gleichzeitig gilt es, die Hilfen des Landes mit jenen der Region in Kombination zu sehen sowie mit den strukturellen Unterstützungen der Familien durch die Ausweitung des Betreuungsangebotes für Kinder und jene des Mensendienstes, durch die oben schon einmal erwähnten Betriebskinderhorte und die Sommerbetreuungsprogramme. Nicht zu vergessen sind auch die Familien begünstigenden Tarife im Verkehrswesen, das Jahresabo für Schüler und Studenten und etliche Vorteile mehr, die Familien geltend machen können, das Beratungsangebot über das Familienbüro oder die Freibeträge bei der Einkommensberechnung für die verschiedensten Fördermittel.

Schon allein dieser Auszug aus unserem Familienförderungs-Paket zeigt, dass wir es mit einer Aufgabe zu tun haben, die in alle Politikbereiche eingreift. Und ich denke auch, dass wir gelernt haben, jede Maßnahme, die wir setzen, auch auf diesen Aspekt hin abzuklopfen. Auch wenn es schwierig ist, dies zu verifizieren, so glaube ich doch, dass wir auf dem richtigen und einem guten Weg sind: Die Familienförderung war einer der Schwerpunkte im Koalitionsprogramm dieser Landesregierung, wird entsprechend prioritär verfolgt und von der Bevölkerung honoriert.

Noch eines zum Thema Familienförderung, auch wenn es nicht direkt unter diesem Rubrum läuft: der Kampf gegen die neue Armut, gegen ein Phänomen, das leere Brieftaschen beschert, wenn der Monat noch lang ist. Der Lebensstandard in Südtirol ist zwar extrem hoch, es geht aber für jeden einzelnen ins Geld, diesen Standard zu halten. Denn leider führen wir nicht nur die positiven Vergleichstabellen mit anderen Regionen und Provinzen an, sondern auch diejenigen, in denen es um die Lebenshaltungskosten geht. Wir versuchen, soweit dies möglich ist, auch hier tätig zu werden. Ein Feld, das wir beackern, ist der Wohnbau, den ich bereits vorher angesprochen habe. Hier sollen unsere Maßnahmen den Druck allzu hoher Immobilienpreise – Kauf genauso wie Miete – von den Einzelnen nehmen. 

Ein weiterer Schritt, den wir gesetzt haben, setzt bei den Preisen für Güter und Dienstleistungen an, die wir mittels einer eigenen Preisbeobachtungsstelle in Zukunft ständig überwachen werden. So werden ein gut bestückter Warenkorb in Bozen und drei weiteren Ortschaften alle drei Monate überprüft, die Preise verglichen, Trends aufgezeigt und so auch Ansatzpunkte deutlich, um die Bürger zu entlasten. Und auch das Thema Einkaufszentren, auf das ich hier nicht näher eingehen möchte, wird uns weiter beschäftigen. Denn: Nur zusehen, wie unsere Leute in Scharen nach Norden und Süden pilgern, um ihren Großeinkauf zu erledigen, wäre zu wenig.

Grundsätzlich geht es darum, eine Politik zu betreiben, die es jeder Südtirolerin und jedem Südtiroler ermöglicht, sich als Teil einer großen, einer auf allgemeinen Werten basierenden Familie zu fühlen, und zwar unabhängig davon, aus welcher sozialer Schicht er oder sie stammt. Auch der Schwache und Hilfsbedürftige – dies muss unsere Botschaft sein – kann sich auf Hilfe verlassen, kann sich darauf verlassen, dass er seinen sicheren Platz in der Gesellschaft findet. Denn jeder Südtiroler soll das Gefühl haben, dass unsere Autonomie ihm zum Vorteil gereicht und dass er an unserem hohen Lebensstandard teilhaben kann. Ohne Ausnahme.

Lassen Sie mich noch auf vier letzte Themen eingehen: auf den Verkehr und die Umwelterziehung, auf das Gesundheitswesen, auf die Energie-Problematik und zu guter Letzt auf die Kultur. 

Zum Verkehr und zur Umwelterziehung: Ich hatte bereits eingangs, als es um den Brennerbasistunnel ging, den Verkehr als eines der wohl zentralsten Themen genannt, die unseren Alltag und damit auch die politische Agenda bestimmen. Es geht darum, den schwierigen Spagat zwischen individueller Mobilität und gesellschaftlichem Anspruch auf Gesundheits- und Umweltschutz zu schaffen. Wann immer es ausgedehnte Staus und Verkehrsüberlastungen gibt, prügeln die Verfechter individueller Mobilität auf uns ein, wann immer wir Verkehrsachsen ausbauen, jene des Gesundheits- und Umweltschutzes. Ich denke, dass auch hier die Verfechter der reinen Lehre jene sind, die keine täglichen Entscheidungen zu treffen haben, denn ansonsten wüssten sie, dass es rein positive Lösungsansätze nicht gibt, dass jede Entscheidung in die eine oder andere Richtung einen Rattenschwanz an negativen Folgeerscheinungen mit sich bringt, ja bringen muss. 

Entsprechend bemühen wir uns auch hier, einen Mittelweg zu finden. Wir bauen die bestehenden Verkehrsachsen aus, umfahren die Zentren, entlasten die Anrainer und schaffen die Voraussetzungen für möglichst fließenden Verkehr, denn schließlich sind Staus und stockender Verkehr Gift für Gesundheit und Umwelt. Und darüber auch für die Wirtschaft und speziell den Tourismus. Produzierende Betriebe müssen mit logistischen Schwierigkeiten rechnen, weil ihre Zulieferer und vielleicht sie selbst im Stau stecken, und Urlaub im Stau war noch nie ein Slogan, der Feriengäste angelockt hätte.

Parallel zu diesem behutsamen und schonenden Ausbau der wichtigsten Verkehrsverbindungen investieren wir sehr viel in den Ausbau des Angebots an öffentlichen Verkehrsmitteln. So haben wir im Vinschgau ein Angebot geschaffen, das dem europäischen Trend eigentlich total zuwider läuft: Während überall sonst nämlich Eisenbahnkilometer zugunsten von Straßen aufgegeben werden, haben wir die Vinschger Bahn wieder belebt, eine moderne, bürgerfreundliche, schnelle Alternative zum Individualverkehr geschaffen. Und trotz der anfänglichen Kinderkrankheiten, die für eine solche Struktur normal sind, trotz der Eingewöhnungsphase, trotz des organisatorischen Neulands, das wir betreten haben, ist der Erfolg der Vinschger Bahn größer, als wir uns dies je erwartet hätten. Der Ansturm war zum Teil so groß, dass wir mit Kapazitätsschwierigkeiten zu kämpfen hatten. Nach den ersten Monaten, in denen wir Erfahrungen sammeln konnten, können wir nun beruhigter, gefestigter in die nächsten Monate gehen und das Angebot der Vinschger Bahn noch weiter ausbauen, durchgehende Verbindungen nach Bozen schaffen und den Fahrplan verdichten. Auch neue Garnituren werden angeschafft, um dem anhaltenden Passagier-Andrang Herr werden zu können.

Dabei ist der Vinschgau selbstverständlich nicht das einzige Tal, in dem wir in den öffentlichen Personentransport investieren. Vielmehr arbeiten wir darauf hin, dass wir südtirolweit in den Stoßzeiten, also in der Früh, mittags und abends auf einen Halbstundentakt kommen, dass Zug und Busfahrpläne entsprechend abgestimmt werden. Mit Trenitalia gilt es zu vereinbaren, dass neues Rollmaterial in Südtirol zum Einsatz kommt, dass Trenitalia uns vermehrt die Fahrplangestaltung überlässt und wir auch die Verwaltung der Strecke zwischen Bozen und Meran übernehmen können. All dies wird im kommenden Jahr anstehen und wir hoffen, dass wir hier entscheidende Schritte setzen können.

Schritte, die wir im Busangebot bereits gesetzt haben oder dabei sind zu setzen. Denken Sie nur an die Umrüstung der Busflotte auf umweltfreundlichen Methanantrieb, die auch im kommenden Jahr weiter gehen wird. Oder an die neuen Angebote der Stadtbusse in Brixen und Bruneck, die das Stadtgebiet entlasten sollen. 

Ich sage immer wieder, dass der Ausbau des Angebots zwar eine Voraussetzung dafür ist, dass der Individualverkehr an Bedeutung verliert. Letztendlich geht es aber auch darum, auf der Nachfrageseite die entsprechende Überzeugungsarbeit zu leisten. Wir können und sollen die Bevölkerung nicht dazu zwingen, das eigene Auto stehen zu lassen, auch wenn dies in Ausnahmefällen, etwa im Zuge der Feinstaubbekämpfung notwendig ist. Wir müssen vielmehr auf die Kraft der Überzeugung setzen, müssen zeigen, dass die öffentlichen Verkehrsmittel letztendlich zuverlässiger, billiger, umweltschonender und bequemer verkehren als die privaten Fahrzeuge.

Einen wichtigen Schritt dorthin machen wir mit der Kampagne für saubere Luft, die derzeit läuft. Es ist eine breit angelegte Kampagne, die die Südtiroler für das Problem der Luftverschmutzung und Feinstaubbelastung sensibilisieren, ihnen gleichzeitig aber auch zeigen soll, was sie konkret dagegen unternehmen können und welche Vorteile sie daraus ziehen. Schließlich soll im Gedächtnis der Südtiroler aber auch unserer Gästen nicht allein ein zeitweiliges Fahrverbot über die Wintermonate in den Ballungsräumen haften bleiben, sondern auch das Ziel, das man damit verfolgt, nämlich ein umwelt- und gesundheitsschonendes Mobilitätsverhalten zu etablieren, das weit über die Zeit der Feinstaub-Fahrverbote hinaus reicht.

Zum Gesundheitswesen: Rund ein Fünftel des Etats, der uns im kommenden Jahr zur Verfügung steht, fließt in das Gesundheitswesen. Dies ist eine Tatsache. Eine Tatsache ist aber auch, dass es nichts wertvolleres gibt, als unsere Gesundheit und das Wort von der Verschwendung im Gesundheitswesen führen meist diejenigen im Mund, die das Glück haben, gesund zu sein. Spätestens dann, wenn auch diese notorischen Nörgler im Krankenhaus landen, dann ist nur das Beste gut genug. 

Ich möchte drei Dinge festhalten: Südtirols Gesundheitswesen kann qualitativ mit jenen in den Nachbarprovinzen verglichen werden und wir brauchen uns ganz sicher nicht zu verstecken. Sicher, wir verfügen über keine Universitätskliniken, doch werden die Behandlungen, die hier möglich sind, auf hohem Niveau durchgeführt. Und für alles weitere unterhalten wir beste Beziehungen mit den Unikliniken in den Nachbarregionen.

Nummer zwei: Südtirols Gesundheitswesen ist teuer, und zwar so teuer wie das Gesundheitswesen in vergleichbaren Regionen mit vergleichbarem Standard auch. Wer gut behandelt werden will, wer mit modernem Equipment behandelt werden will, wer von guten Ärzten behandelt werden will, dem muss das Gesundheitssystem etwas wert sein, und zwar entweder gleich verteilt auf alle – dann bleiben wir beim öffentlichen System – oder nach dem Motto „Jeder tut, was er kann“, dann müssten wir einem privaten Gesundheitssystem das Wort reden. Schon allein aufgrund der Vermeidung einer Zwei- oder Mehrklassenmedizin bin ich ein Befürworter der ersten Variante.

Nummer drei: Aufgrund der Bedeutung des Gesundheitswesens aber auch aufgrund des Gewichts im Etat muss es nicht nur erlaubt sein, es ist sogar notwendig, ständig zu eruieren, ob es Einsparungspotenziale geben kann. Die nun angedachte Sanitätsreform soll solche Potenziale erschließen, soll Ressourcen freisetzen, soll aber auch gleichzeitig die Qualität bewahren. Es wird im Zuge dieser Reform – dafür stehe ich mit meinem Wort ein – keinen Abbau von Strukturen in der Peripherie geben. Es wird keines der sieben öffentlichen Krankenhäuser in Südtirol aufgelassen werden. Und es wird weiterhin eine flächendeckende medizinische Versorgung auf hohem Niveau geben. Wer dies in Zweifel zieht, hat den Kern der Reform nicht verstanden oder bewusst verzerrt. Diese Rahmenbedingungen stehen, doch wie die Reform dann im Detail aussehen wird, ist derzeit noch nicht beschlossen. Klar ist, dass alle Schritte mit den Betroffenen abgesprochen werden, um eine breitest mögliche Akzeptanz für die Reform zu erlangen. Denn wenn es stimmt, dass Gesundheit unser höchstes Gut ist, dann sollte gerade in dieser Hinsicht niemand übergangen werden.

Zum vorletzten Thema: der Energie. Ich führe dieses Thema an, weil wir vor einem großen Schritt in der Energiepolitik unseres Landes stehen. Erstmals haben wir uns an einer europäischen Energiegesellschaft beteiligt, haben dafür die Respekt verdienende Summe von 225 Millionen Euro aufbringen und erstmals auch ein Darlehen aufnehmen müssen. Doch wir spekulieren nicht, wie einige Kritiker gern behaupten. Wir lassen uns nicht auf Kosten des Steuerzahlers in undurchsichtige Geschäfte an der Börse ein. 

Nein, wir vollziehen jeden Schritt dieses Geschäfts, des Einstiegs bei Delmi und über diese Gesellschaft bei Edison, so offen und transparent wie dies die Regeln börsennotierter Unternehmen zulassen. Und ein für alle Mal offen liegt vor allem das Ziel der Transaktion: keine Spekulation in der Hoffnung auf kurzfristige Gewinne, kein Setzen auf Kursgewinne, kein Hasardspiel, sondern die Hoffnung oder vielmehr: die konkrete Aussicht, die Edison-Kraftwerke in Südtirol ankaufen zu können. Gelingt uns dies, dann haben wir Südtirol im Bereich eines der Grundversorgungsgüter, der Energie weitgehend autark gemacht. Dann können Energiekrisen uns nur noch streifen und Diskussionen um steigende Erdölpreise - zumindest was die Stromkosten betrifft - an uns abprallen. Denn dann stammt Südtirols Strom aus einer sauberen und regenerativen Energiequelle, der Wasserkraft, und endlich sind die Ressourcen unseres Landes auch in unseren Händen, während bisher auswärtige Konzerne von unserem Wasserreichtum profitiert haben.

Und keine Angst: es wird kein Monopol geben, das auf Gewinnmaximierung aus ist und die Konsumenten schröpft. Vielmehr wird es eine Gesellschaft in mehreren öffentlichen Händen geben, die über die Stromproduktion wacht und die gesellschaftlichen Interessen darin einbringt. Und es wird eine gute und ausgeglichene Zusammenarbeit mit den Gemeinden geben, um die Interessen aller Beteiligten einzubringen. 

Es ist dies wieder eine jener verzwickten Fragen, auf die ich vorher eingegangen bin: freie Hand dem Markt oder öffentlicher Eingriff. Wir haben uns für letzteres entschieden, weil wir glauben, dass die Energie ein für die Bevölkerung zu wichtiger Bereich ist, als dass man ihn vollständig privaten Unternehmen überlassen könnte. Und wir haben uns für den öffentlichen Eingriff entschieden, weil es letztendlich die einzige Möglichkeit war, die Edison-Kraftwerke in unserem Land auch wieder in Südtiroler Besitz zu überführen. Diese Möglichkeit haben wir mit dem Einstieg bei Delmi lebendig gehalten und innerhalb der nächsten drei Jahre wird sich zeigen, ob wir mit dieser Entscheidung richtig gelegen sind. 

Für den Fall, dass wir die Edison-Werke nicht bekommen sollten, haben wir übrigens in den entsprechenden Vertrag so etwas wie einen Fallschirm eingefügt. Sollten wir die Werke nämlich nicht bekommen, können wir aus der Gesellschaft aussteigen, bekommen unsere Investitionssumme samt Zinsen zurück. Allerdings müssen wir dann auch wieder zuschauen, wie andere, auswärtige Unternehmen die wertvollsten Ressourcen unserer Berge nutzen.

Grundsätzlich geht es darüber hinaus darum, verstärkt auf erneuerbare Energiequellen zu setzen, auf Hackschnitzel, Biogasanlagen, die Wind- und Sonnenenergie beispielsweise. Bereits heute speisen solche Quellen über vierzig Prozent unseres Energiebedarfs und es ist unser erklärtes Ziel, diesen Anteil auf über 50 Prozent zu bringen.

Zu guter Letzt möchte ich auch noch ein paar Worte zu Bildung und Kultur sagen. Betrachten Sie dies bitte nicht als eine Gewichtung, dergestalt, dass ich der Bildung und der Kultur so wenig Beachtung schenken würde, dass ich sie ganz zum Ende meiner Rede anführen würde. Sehen Sie’s mehr als krönenden Abschluss.

Es ist in den letzten Wochen viel darüber diskutiert worden, dass wir für Kultur und Bildung zu wenig im Budget vorgesehen hätten, es ist darüber diskutiert worden, dass große Einrichtungen nicht langfristig planen könnten, es ist darüber geredet worden, dass die Budgets nicht reichen.

Vorausschicken möchte ich, dass ich diese Kritik als unfundiert betrachte. Wir haben sehr wohl auch im kommenden Jahr wieder ein stattliches Budget für Kultur und Bildung ausgewiesen. Und wir bedenken auch im kommenden Jahr die Bildungs- und Kultureinrichtungen – große wie kleine – mit angemessenen Summen. Dass sich damit nicht hundert Prozent der Ausgaben decken lassen, ist klar, denn dies ist nicht Sinn der Kulturförderung. Wir zählen vielmehr darauf, dass sich die Kulturvereinigungen auch nach privaten Sponsoren umsehen, dass sie Einnahmen durch den Besucherzustrom erzielen und dass sie verantwortungsvoll mit ihrem Budget umgehen. Nicht alles, was wünschenswert wäre, ist finanzierbar – auch in der Kunst. Und auch in der Kunst, die oft als Antipode zum Geld gilt, spielt Geld eine Rolle. Eine nicht unwichtige. Das heißt nicht, dass ich Kultur nach dem wirtschaftlichen Nutzen ausrichten soll, sondern dass das Kapitel „Finanzierbarkeit“ in den Debatten rund um kulturelle Events eine angemessene Rolle spielen sollte. Wenn dies der Fall ist, dann wird man sehen, dass die Landesbeiträge nicht zu knapp bemessen sind, dass sie vielmehr eine brauchbare Basis darstellen, auf der ein qualitativ hochwertiges Kunst-, Kultur- und Erziehungsangebot aufgebaut werden kann.

Und was die langfristige Planung anbelangt: Die Landesregierung macht keine irrationalen Sprünge. Wir geben nicht in einem Jahr hundert und im nächsten Null. Dies wäre eine Unterstellung, die so nicht haltbar ist. Nehmen wir beispielsweise die Universität: Für sie haben wir einen Finanzrahmen definiert, der bis ins Jahr 2009 reicht. Damit ist langfristige Planung sehr wohl möglich. Und auch in der Kulturszene sind unsere Zuschüsse vorhersehbar, mit ihnen kann – auch mittel- oder gar langfristig – kalkuliert werden, denn eines ist klar: unsere Beiträge basieren auf klaren, auf transparenten Regeln und wir würfeln nicht. Wer sich also Gedanken über die langfristige Ausrichtung seines kulturellen Angebots macht, der darf sich nicht zu schade sein, einmal den Blick in ein künstlerisch vielleicht nicht ganz so wertvolles, dafür in der Praxis aber durchaus nützliches rechtliches Regelwerk zu werfen. Er wird erkennen, dass Landesbeiträge planbar sind. Auch langfristig.

Und eines sei noch angeführt: Wir schreiben uns als Landesregierung keine zentrale Rolle bei der Gestaltung des Kulturangebots zu, weil wir glauben, dass das Kulturland Südtirol geprägt ist vom Engagement, dem Fleiß, der Kreativität der in den Kulturvereinigungen Tätigen, von deren Mut und der Offenheit für Neues aber auch von der Grundlage, die sie in den Traditionen finden. Es ist außerdem geprägt von einer unglaublichen künstlerischen und kulturellen Vielfalt. Wir spielen darin eine unterstützende, aber keine tragende Rolle. Vielleicht sollte man uns die auch nicht von außen oder gar von der Kunst- und Kulturwelt zuschreiben.

Meine Damen und Herren, verzeihen Sie mir, wenn ich vielleicht nicht auf alle Bereiche eingegangen bin, nicht alle Probleme angesprochen und nicht alle Fragen beantwortet habe. Die Rede zum Haushalt erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Vielmehr war es mir ein Anliegen, ihnen einen Überblick über die zentralen Themen zu geben, die den politischen Alltag im abgelaufenen Jahr geprägt haben und im kommenden Jahr prägen werden. Verzeihen Sie mir auch, wenn ich – wie bereits gewohnt – auf die Verlesung des zweiten Teils des Berichts zum Haushalt verzichte. Dieser Teil enthält die detaillierten Berichte über die einzelnen Verwaltungsbereiche und liegt ihren Unterlagen bei.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Die Arbeitslosenrate in Südtirol liegt auf einem - im europäischen Vergleich - sehr guten Niveau. Es ist deshalb das Bestreben der Landesregierung, die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik auf die Beibehaltung dieser guten Arbeitsmarktsituation auszurichten und alles daran zu setzen, dass die auch in Südtirol vorgenommenen Personalreduzierungen und Betriebsschließungen in einigen Bereichen weiterhin vom Arbeitsmarkt aufgefangen werden können. Mit einem leistungsfähigen Arbeitsservice soll eine bestmögliche Dienstleistung in der Arbeitsvermittlung, in der Beratung und Betreuung sowohl für die Arbeitnehmer als auch für die Unternehmen gewährleistet werden. Eine besondere Achtung gilt in einer immer näherer und wirksameren Zusammenarbeit mit der Schul- und Berufsberatung und mit den beruflichen Weiterbildungen um ein System zu schaffen für die Evaluierung und Aufwertung der Kompetenzen aller diejenigen, die Arbeit bzw. einen Wiedereinstieg  suchen. 

Der Mehrjahresplan für die Beschäftigungspolitik wird im kommenden Jahr den neuen Gegebenheiten und Erfordernissen angepasst werden. Auf jeden Fall wird sich die Landesregierung weiterhin schwerpunktmäßig für die Eingliederung in die Arbeitswelt der schwervermittelbaren Arbeitsuchenden, der Invaliden und Menschen mit Behinderung einsetzen. Es gilt hier vor allem, die Unternehmen entsprechend zu sensibilisieren, indem durch geeignete Maßnahmen deren positive Einstellung und konkreter Beitrag zur sozialen Verantwortung gefördert wird. Es wird auch auf jene Sektoren besonders geachtet, in denen es scheint ausländische Arbeitskräfte würden bevorzugt.

Weitere Bemühungen gelten nach wie vor der Förderung der beruflichen Weiterbil​dung und des Wiedereinstiegs von Frauen in die Arbeitswelt sowie der Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt und in den anderen Bereichen der Gesellschaft. Die Partnerschaft EURES TransTirolia zur Förderung des grenzüberschreitenden Arbeitsmarktes zwischen Tirol, Südtirol und Graubünden, wird als integrierender Bestandteil des europäischen Netzwerkes, weitergeführt. Im Zusammenhang mit dem „Jahr der Mobilität der Arbeitnehmer“, das von der EU für 2006 ausgerufen worden ist, sind entsprechende Initiativen geplant.

Das Zusammenspiel aller im Arbeitsschutz involvierten Ämter und Institutionen ist noch zu verfeinern. Der Arbeitsschutz insgesamt hat dabei die Aufgabe, für gleiche sozial- und arbeitsrechtliche Rahmenbedingungen im wirtschaftlichen Wettbewerb und für die Wahrung der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz zu sorgen. 

Es wird daran erinnert, dass das Abkommen von Lissabon vom Jahre 2000 vorsieht die Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf 3 % des BIP zu erhöhen. Heute werden in Südtirol von Seiten der Unternehmen und der öffentlichen sowie privaten Körperschaften rund 1,5 % des BIP für F&E ausgegeben. Damit sind die Anstrengungen des Landes erklärt, die auf eine Steigerung der Investitionen im Bereich F&E, die Schaffung eines gesetzlichen Rahmens (Innovationsgesetz) sowie operativer Instrumente (TIS), die Unterstützung der Jungunternehmer, der Clustergründung und des Technologietransfers abzielen.

Im Bereich Wirtschaft soll durch die Förderung des Mittelstandes eine Stabilisierung und Stärkung der klein- und familienbetrieblichen Wirtschaftsstruktur erreicht werden, indem die Förderrichtlinien reformiert und die neuen Kriterien implementiert werden. Außerdem wird ein Konsortium der Garantiegenossenschaften geschaffen, das innovative Formen der Finanzleistung und eine Konzentration öffentlicher Gelder ermöglicht, um für Unternehmen die Finanz- und Kreditberatung zu verbessern.

Es sollen eine Handwerksordnung, welche eine moderne Definition des Handwerks beinhaltet, sowie eine Industrie- und Dienstleistungsordnung, die eine erstmalige ordnungsrechtliche Berücksichtigung der beiden Sektoren mit sich bringt, in Kraft gesetzt werden.

Um in naher Zukunft möglichst viele Dienstleistungen online anbieten zu können, wird im Amt für Handwerk ein Pilotprojekt zur Umsetzung des E-government-Programms durchgeführt.

Durch das neue Gesetz „Qualitätszeichen“, das die Schutzmarke Südtirol (LG 44/1976) ablösen wird, werden die Qualitätsbemühungen im Lebensmittelbereich erhöht. Neue Produktgruppen werden erschlossen und die Marketingaktivitäten werden erhöht; die Voraussetzungen für eine einheitliche Qualitätskontrollstelle werden geschaffen. Die Implementierung der Dachmarke für das produzierende Gewerbe wird fortgeführt; das Reglement wird unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse des Dienstleistungs- und des produzierenden Bereichs definitiv festgelegt.

Die vielen Maßnahmen in Zusammenhang mit den neuen Märkten werden gebündelt im Rahmen einer Internationalisierungskampagne kommuniziert. Erstmals wird ein neuer einheitlicher Messestand für alle Bereiche der Wirtschaft geschaffen.

Es wird geprüft, ob vor Ablauf des Handelsplans neue Flächen für die Großverteilung zur Verfügung gestellt werden können. Die Flächenbegrenzung beim Einzelhandel in Gewerbegebieten wird angehoben. Eine landesweite Kaufkraftflusserhebung wird durchgeführt; das Phänomen der Konzentrationstendenzen im Einzelhandel wird untersucht. 

Die reformierten gesetzlichen Rahmenbedingungen des Gewerbebaulandes werden angewandt, um eine vereinfachte unbürokratische und beschleunigte Prozedur zu ermöglichen und um das in Südtirol knappe Gewerbebauland den Unternehmen so zuzuweisen, dass die bestmögliche Nutzung und die schnellstmögliche Prozedur erreicht werden.
Im Bereich Tourismus ergibt sich aufgrund der sich derzeit stark verändernden Marktsituation die Notwendigkeit im Jahr 2006 einerseits mit den vorhandenen knappen Finanzmitteln im  Förderbereich Schwerpunkte zu setzen, andererseits Rahmenbedingungen zu schaffen, damit Südtirol auch künftig noch im Tourismusbereich im internationalen Vergleich konkurrenzfähig bleiben kann.

Zur Förderung der touristischen Nachfrage und Dienste sollen in erster Linie die touristischen Organisationen finanziert werden.

Bei den Investitionsausgaben, das heißt bei den Förderungen für die Strukturen des touristischen Angebotes ist eine leichte Anhebung der Mittel der Investitionsprojekte  zugunsten der Tourismusorganisationen vorgesehen .
Zwecks verstärkter Werbetätigkeit ist weiters der Südtirol Marketing Kapitalgesellschaft eine Zusatzfinanzierung  von 265.000 € zuerkannt worden, da nur durch gezielte Werbeaktionen international Südtirol seine starke Position im Tourismus bewahren kann.

Was den Alpinsektor angeht, so werden  aufgrund der stark angespannten finanziellen Situation vieler privater Schutzhütten hingegen die Finanzmittel zur Förderung von Investitionen in diesem Bereich um 100.000,00 € angehoben, da Südtirol sich auch vor allem als Alpinland präsentiert und daher die vorhandenen Infrastrukturen entsprechend sein müssen.

In allen drei Schwerpunktbereichen der Südtiroler Landwirtschaft, also in der Milchwirtschaft, im Wein- und im Obstsektor, hat sich die Marktsituation und somit der Preisdruck verschärft, zum Teil sogar sehr stark. Am Milchmarkt zeigen sich einerseits die Auswirkungen der EU-Agrarreform, insbesondere die Absenkung der Interventionsschwellen und die Entkoppelung, und andererseits der Osterweiterung. Auch in der Obstwirtschaft, und in letzter Zeit massiv auch in der Weinwirtschaft, zeigt sich, dass der globale Markt vor unseren Landesgrenzen nicht Halt macht. Daher sind von Seiten der Landesregierung zur Unterstützung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen notwendiger denn je, bei gleichzeitiger Aufforderung an diese, verstärkt Synergien zu nutzen. Damit einhergehen muss auch die Modernisierung und teilweise Diversifizierung der landwirtschaftlichen Betriebe, weshalb dieser Bereich weiterhin ein Schwerpunkt in der Landwirtschaftspolitik sein wird. Die Modernisierung in der Landwirtschaft hängt wesentlich vom Innovationspotential der Junglandwirte und Hofnachfolger ab, weshalb deren Einstieg in das Unternehmertum weiterhin gefördert und unterstützt werden muss. Neben der Produktions- und Erwerbsfunktion hat Südtirols Landwirtschaft seit jeher, und in Zukunft noch viel stärker, Regenerations- und Schutzfunktion, Ökosystemfunktion, Kulturfunktion und vor allem Raumfunktion. Diese, im europäischen Vergleich bisher vorbildlich wahrgenommenen Funktionen, müssen weiterhin unterstützt werden, sei es über kofinanzierte Maßnahmen im Rahmen des Programms für die ländliche Entwicklung als auch über zusätzliche Landesförderungen. Vermehrtes Augenmerk muss der Almwirtschaft gewidmet werden. Rückläufige Auftriebszahlen sollten ein Alarmsignal sein, und dementsprechend muss diesem Teilbereich in der Förderpolitik Rechnung getragen werden. Weiterhin bedeutend im Haushalt sind die Fördermittel für den ländlichen Wohnbau, da eine angemessene Wohnqualität der Grundpfeiler für die Sicherung der Siedlungsstruktur im Berggebiet ist.

Die praxisorientierte landwirtschaftliche Forschung wird im kommenden Jahr mit 415 Projekten und Tätigkeiten am Land- und Forstwirtschaftlichen Versuchszentrum Laimburg weiterhin eine starke Säule für unsere Landwirtschaft darstellen. 
Die enge Zusammenarbeit des Versuchszentrums mit den Beratungsstrukturen unseres Landes (Beratungsring und Bergbauernberatung) und den landwirtschaftlichen Aus- und Weiterbildungsstrukturen ist die Grundlage unseres Erfolges in der Südtiroler Landwirtschaft, wobei die Praxisorientiertheit und die Umsetzung der Ergebnisse ein gemeinsames Ziel ist. 

Das vielfältige Waldbild – hervorgegangen aus jahrzehntelanger naturnaher und nachhaltiger Bewirtschaftung, prägt in Südtirol entscheidend die Landschaft und verleiht ihr Einzigartigkeit. Noch bedeutsamer ist die Rolle des Waldes jedoch für unsere Lebensraumsicherung. Die Katastrophenereignisse der letzten Monate in den Nachbarregionen haben die Sensibilität und Anfälligkeit unseres alpinen Lebensraumes deutlich aufgezeigt. Der Stellenwert der Schutzwirkung durch einen stabilen Wald und durch intakte Almenlandschaften kann deshalb nicht hoch genug eingestuft werden. Nur durch gezielte Maßnahmen, wie Aufforstungs- und Waldpflegearbeiten, ingeneurbiologische Hangsanierungen, Lawinensicherungsmaßnahmen kann jedoch ein hoher Grad dieser Schutzwirkung laufend sichergestellt werden. 

Hinzu kommt die große Bedeutung des Waldes als Energielieferant. Die steigende Ressourcenknappheit bzw. die emporschnellenden Preise von Öl und Gas rücken den Wert des nachhaltigen Energieträgers Holz wieder zurecht . 

Es ist und bleibt deshalb ein wichtiges forstpolitisches Anliegen die Rahmenbedingungen für eine aktive, naturnahe Waldbewirtschaftung zu halten und die höheren Produktionskosten einer schonenden Bewirtschaftung im Bergwald auszugleichen.

Auch in der Berg- und Almwirtschaft gilt es weiterhin, Rahmenbedingungen zu setzen, welche ein nachhaltiges, umweltgerechtes Wirtschaften ermöglichen und damit die Stabilität der Almregionen aufrechterhalten. 

Seit einigen Jahren ist es ein wichtiges Ziel dieses Ressorts, die Qualität der Bauten ständig zu verbessern. Um das zu erreichen hat man vor einem Jahr eingeführt, dass die Vergabe der Bauaufträge nach dem Prinzip des Bestbieters und nicht nach jenem des Billigstanbieters erfolgt. Beim neuen Verfahren werden bei der Vergabe nicht nur der Preis, sondern vorrangig Qualitätskriterien bewertet wie z. B.: Referenzen über vergleichbare ausgeführte Arbeiten, die Berufserfahrung der verantwortlichen Techniker des Unternehmers, die Qualität der angebotenen Produkte, Kürzung der Bauzeiten und Ähnliches. Es ist zunehmend festzustellen, dass sich dieser Vergabemodus bewährt. Es kommen für öffentliche Bauten nur mehr hoch qualifizierte Unternehmen zum Zug. Die Qualität des Gebauten hat zugenommen.

Auf allen Baustellen des Hoch- und Tiefbaus erfolgt seit Jahren eine lückenlose Anwendung der neuen Sicherheitsvorschriften. Für jeden Bau gibt es einen Sicherheitskoordinator, der auf die Einhaltung der Vorschriften achtet und der die Sicherheitsaspekte der Baustelle ständig überwacht. Was die Unfälle auf Landesbauten anbelangt, so kann in den letzten Jahren und vor allem seit der Einführung des Sicherheitskoordinators eine sehr positive Bilanz gezogen werden. Es wird festgestellt, dass kaum oder nur sehr wenig Unfälle passiert sind, zumindest keine schweren.

Die aus dem Jahre 1993 stammenden Richtlinien im Straßenbau werden den heutigen Erfordernissen angepasst. Es gilt neue Sicherheitsvorschriften im Tunnel- und Brückenbau zu formulieren sowie die verstärkte Berücksichtigung von Landschafts- und Umweltaspekten.

Da der Staat neue Erdbebennormen erlassen hat, ist es notwendig, auf Grund unserer autonomen Befugnisse eigene Vorschriften auszuarbeiten, die unserer Situation gerecht werden. Neue verschärfte Bestimmungen sollten aber nur für jene Gemeinden gelten, die ein erhöhtes Erdbebenrisiko aufweisen.

Dieses erhöhte Risiko wird bei der Bemessung der Tragstrukturen bei den wichtigsten öffentlichen Gebäude zu berücksichtigen sein. Der Mehraufwand wird sich aber in Grenzen halten.

Der Schwerpunkt des Hochbaues liegt weiterhin im Krankenhausbau. An den periferen Krankenhäusern ist in den letzten Jahren viel gebaut worden. Einiges bleibt dort noch zu tun. So laufen die Arbeiten am Krankenhaus Brixen; in Kürze wird der Zubau am Krankenhaus Bruneck beginnen. Im Krankenhaus von Schlanders bedarf der Bettentrakt einer gründlichen Umstrukturierung. In den nächsten Jahren wird der Schwerpunkt auf den Ausbau des Krankenhauses von Bozen gelegt.

Dabe ist es notwendig, dass auch im Krankenhausbau eingespart wird. Die Bauprogramme werden einer strengen Prüfung unterzogen, inwieweit die einzelnen Maßnahmen erforderlich sind. Gewisse bauliche Eingriffe sind aber dringend notwendig, um die Krankenhäuser den internationalen sanitären Standards und Technologien anzupassen, sei es unter dem Aspekt der Funktionalität sowie der Flexibilität der Strukturen, als auch die Anpassung der haustechnischen Anlagen.

Im Straßenbau will man die Probleme des Steinschlags und der Murenabgänge systematisch und effizient angehen und einer Lösung zuführen. Zu diesem Zweck ist in der Zwischenzeit eine Prioritätenliste erstellt worden. Die 25 gefährlichsten Hangsituationen wurden definiert und mit den Mitteln des Haushaltes 2006 wird man diese Hänge absichern.

Bereits im Bau sind zu diesem Zweck ein Tunnel bei „Halbweg“ in Sarntal, der zweite Tunnel ins Eggental, der Ölbergtunnel in Pfitsch und eine Lawinenschutzgalerie in Sulden. Vergeben wurde der Bau von Steinschlagtunnels in Atzwang und auf der Strecke Först – Töll.

Einen Schwerpunkt im Straßenbau stellen im nächsten Jahr die großen Umfahrungen dar. Folgende Bauvorhaben werden nächstes Jahr beginnen:

· Umfahrung von Brixen

· Umfahrung von Leifers

· Umfahrung von Auer (1. Baulos/Neumarkt)

· Umfahrung von St. Christina

· Umfahrung von Bruneck (baut die Gemeinde mit Landesbeitrag)

· Kreuzung bei Eppan (baut die Gemeinde mit Landesbeitrag)

· Ausbau der Pustertaler Straße

Für die Umfahrung von Meran wird die Planung vorangetrieben. Weiters werden kleinere, aber für denVerkehr sehr wirksame Maßnahmen getroffen. Zwischen Vahrn und Brixen wird eine Vorzugsspur für Busse errichtet. Dies ist eine wichtige Maßnahme zur Förderung der öffentlichen Verkehrsmittel.
Der Schwerpunkt im Bereich der Umweltschutzbauten wird auf die Planung des neuen Verbrennungsofen  in Bozen und die Sanierung der Mülldeponie Sigmundskron gelegt. Der Müllhügel in Bozen Süd wird abgetragen.

In baulicher Hinsicht werden an den unfallträchtigen Stellen die Leitplanken abgeändert. Die häufigsteTodesursache für verunglückte Motorradfahrer sind nämlich die Leitplankenständer. Um die Gefahr zu lindern, werden die Leitplanken mit einer Zusatzschiene, mit Schutzbändern, unten geschlossen. Weiters werden Maßnahmen zur Sensibilisierung der Motorradfahrer getroffen. Entlang der Straßen werden Mahnplakate aufgestellt, die den Motorradfahrer zum wachsameren und langsameren Fahren motivieren sollen. Zudem werden Maßnahmen in die Wege geleitet, um vor allem jungen Motorradfahrern eine bessere Fahrausbildung zukommen zu lassen.

Die längeren Tunnels auf den wichtigen Durchzugsstraßen werden in den nächsten Jahren so ausgestattet, dass der störungsfreie Empfang von Funkdurchsagen und Rundfunksendungen möglich ist. Ein 7,5 Mio. Euro umfassendes Ausbauprogramm soll bis 2008 abgeschlossen sein.

Zwecks Einführung einer Maut auf Passstraßen werden die erforderlichen Maßnahmen definiert. Sobald das Konzept vorliegt, wird man mit den betroffenen Gemeinden und den angrenzenden Lokalkörperschaften den Zeitpunkt und die Modalität der Mauteinhebung festlegen.

Die Einführung der Maut ist eine sinnvolle Maßnahme; erstens um auf stark befahrenen Straßen in einer sensiblen Landschaft das Verkehrsaufkommen zu reduzieren und zweitens um jene Einnahmen zu erzielen, die für den Ausbau der technisch aufwändigen Straßenabschnitte dringend erforderlich sind.

Um den öffentlichen Personennahverkehr in Südtirol zu stärken, sollen die vorgesehenen Mittel wie folgt eingesetzt werden:

· Verwirklichung des Projektes „Südtirol-Takt“, d.h. Stundentakt auf allen Zugstrecken und Buslinien von Landesinteresse, zu den Stosszeiten halbstündlich verstärkt;

· in Zusammenhang mit diesem Projekt werden die Zugverbindungen auf der Brennerstrecke und im Pustertal und die direkten Verbindungen in Richtung Bozen verstärkt;

· wichtige Investitionen für die Verwirklichung von neuen Knotenpunkten und für die Verbesserung der Infrastrukturen auf der Linie Pustertal;

· Eingriffe der auf das Land übergegangenen Bahnhöfe zur Verbesserung des Zugangs und der mit den Linienbussen.

Derzeit werden die Studien zur Überarbeitung des integrierten Transportverbundsystems für die wichtigsten Einzugsgebiete fertig gestellt: Pustertal – Vinschgau – Oberes und Unteres Eisacktal – Salten Schlern - Burggrafenamt – Unterland und Überetsch. Erklärtes Ziel ist die Definition von Hauptverkehrsknotenpunkten (Zug und Bus) um die Anbindungen zwischen den Verkehrsmitteln zu gewährleisten. 

Überall sind qualitative und quantitative Verbesserungen des Angebots des öffentlichen Personennahverkehrs geplant, welche durch den stufenweisen Austausch der alten Autobusse Euro 0 und Euro 1 mit modernen und ökologischen, mit Russpartikelfilter ausgestatteten Euro 3 und Euro 4 Bussen sowie dem Austausch der dieselbetriebenen Stadtbusse mit Methangasbussen erreicht werden soll.

Fahrsicherheitszentrum: das Zentrum wird mit Ausgaben in Höhe von 14,6 Mio Euro fertig gestellt. Primäres Ziel ist die Verringerung der Unfälle durch die Einführung von Kursen zur Verbesserung der Sicherheit auf der Strasse. 

Naturparke, Schutzzonen und Biotope stellen eine wichtige Ergänzung in unserer stark besiedelten und expandierenden Umgebung dar, sie bereichern und bewahren wertvolle Lebensräume und unsere Identität. Besondere Förderung erfahren Schindeldächer und andere Landschaftspflegemaßnahmen. Der Schutz dieser Räume und deren Bewirtschaftung birgt auch Konfliktstoff in sich, ein ausgewogenes Miteinander ist notwendig. In Zusammenarbeit mit den betroffenen Nachbarprovinzen werden die Dolomiten als Weltkulturerbe der Unesco vorgeschlagen und deren Aufnahme vorbereitet.

Die Wasserrahmenrichtlinie der EU legt die Basis zu einer einheitlichen Planung der Wasserressourcen. Dies ist besonders im Alpenraum ein wichtiger Schritt, denn einerseits ist sauberstes Trinkwasser aus dem Wasserhahn eine Tatsache, an die wir gewohnt sind und die wir trotz der starken Nutzung auch erhalten müssen. Gleichzeitig ist Wasser auch die Grundlage für die Beregnung und Bewässerung, für die Schneeerzeugung und für die Erzeugung elektrischer Energie. Wasserkraft ist eine erneuerbare Energiequelle, die gerade im Sinne des Kyoto-Protokolls eine starke Bedeutung hat und auch einen wichtigen Wirtschaftszweig darstellt. 

Abwasser klären und wieder als sauberes Wasser den Flüssen zurückgeben schließt den Kreislauf nach der Nutzung, hier haben wir mit 99,6% geklärter Abwasser das Programm abgeschlossen, einige Hauptsammler stehen noch zur Realisierung an. 

Der in Ausarbeitung befindliche Wassernutzungsplan stellt die verschiedenen Nutzungsarten in einen ausgewogenen Rahmen.

Die Umsetzung des Luftqualitätsplans unter Miteinbeziehung entsprechender Maßnahmen ist eine vorrangige Aufgabe. Je nach Jahreszeit, Ort und Art der Schadstoffe werden die entsprechenden Maßnahmen geplant und von den Gemeinden unter Miteinbeziehung der zuständigen Ämter durchgeführt. Die Maßnahmen treffen nicht immer die Zustimmung aller Bevölkerungsschichten, dennoch  müssen die Erhaltung der Luftqualität im Sinne unserer Gesundheit vorrangiges Ziel sein. Das Problem Feinstaub wird dabei im speziellen durch den finanziell unterstützen Einbau von Partikelfiltern bei Dieselfahrzeugen, die Umrüstung auf Gas und die Verschrottung von Kleinmotorrädern unterstützt, sowie die Umrüstung der öffentlichen Verkehrsbusse auf schadstoffarme Techniken, wie Erdgas. Die Baumaschinen werden ebenfalls einer diesbezüglichen Regelung unterworfen.
Der Bau der neuen thermischen Restmüllverwertungsanlage geht in die konkrete Realisierungsphase. Es ist die einzige Anlage dieser Art, die das ganze Land versorgt. Sie wird die strengen Kriterien zur Rauchgasreinigung einhalten, wie wir es auch bisher gewohnt sind, also nach dem Stand der Technik. Gleichzeitig wird die Optimierung in der Erzeugung von Energie, sowohl Strom wie Wärme, und deren Nutzungen realisiert. Die Realisierung dieser Anlage entspricht unserem Grundprinzip der Abfallbewirtschaftung: Vermeiden, wiederverwerten soweit möglich und die unvermeidlichen Reste einer Entsorgung zuführen, wobei auch hier noch der größtmögliche Nutzen, in diesem Fall energetisch, angestrebt wird, so dass man von einer thermischen Verwertung  und nicht mehr von einer Entsorgung sprechen muss.

Elektromagnetische Felder werden vielfach als besonders belastend angesehen. Mit der Verabschiedung des Planes für Kommunikationsinfrastrukturen (KIS), der auf Grund eines eigenen Landesgesetzes erstellt wird, wird Ordnung in die verwirrende Situation zwischen Umsetzern für Mobiltelefonie, Radio- und Fernsehsendern gebracht zum Schutz unserer Gesundheit und unter Berücksichtigung der Standortfragen in Bezug auf Versorgung, Landschaftsschutz und Strahlungsminimierung. Insgesamt werden damit weniger Strukturen erhalten bleiben und dennoch die flächenmäßige Abdeckung garantiert sein.

Die Stromverteilung in Südtirol ist noch sehr unterschiedlich und inhomogen geordnet, Diese Situation wird im kommenden Jahr durch die Genehmigung des Verteilerplanes geregelt. Im Zuge der Stromliberalisierung ist eine Zusammenführung der Verteilerbetriebe notwendig um die Versorgung zu gewährleisten. Die Übernahme des Enel-Verteilernetzes gemäß den Durchführungsbestimmungen 235/77 wird in die Wege geleitet.

Auf Grund des Landesgesetzes 1/2005 werden die Ausschreibungen der großen Wasserableitungen durchgeführt, wobei eine koordinierte Vorgangsweise der heimischen Betriebe angestrebt wird. Einige große Wasserkraftwerke werden zur Sicherung des heimischen Energiebedarfs benötigt. Die großen Wasserkraftwerke sind aus energiewirtschaftlicher, wirtschaftspolitischer, umweltpolitischer und autonomiepolitischer Sicht von größter Bedeutung und Wichtigkeit.

Das Thema Klimahaus hat in Südtirol wie auch in vielen anderen Provinzen Italiens und im Ausland großes Echo erfahren. Über 1500 Personen, vom Handwerker bis zum Architekten und Ingenieur, sind in den 3½ Jahren seit das Klimahaus vorgestellt wurde, ausgebildet worden. Das Konzept hat bereits in viele Gemeindebauordnungen Eingang gefunden. Die starke Nachfrage um Betreuung und konzeptionelle Hilfestellung vor allem außerhalb Südtirols überschreitet die Kapazitäten des Amtes, diese Tätigkeit wird ausgelagert und eine Klimahausagentur gegründet, welche auf privatwirtschaftlicher Basis dieses Thema organisiert und weiterführt. Dieses Konzept ist ein großer Beitrag zur Energieeinsparung und damit zum Einhalten des Kyotoprotokolls. 

Im Rahmen eines EU-Projektes mit Tirol, der Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik, mit Graubünden und der Region Friaul-Julisch-Venetien wird innerhalb 2006 ein Erdbebenerhebungsnetz für Südtirol aufgebaut. Damit soll in kurzer Zeit eine möglichst genaue Lokalisierung des Epizentrums und eine möglichst präzise Ermittlung der Magnitude eines Erdbebens ermöglicht werden.

Die Landesregierung wird Richtlinien für die Erstellung der Gefahrenzonenpläne durch die Gemeinden erlassen. Dadurch werden alle vorhersehbaren hydrogeologischen Gefahren (Erdrutsche, Steinschläge, Murabgänge, Überschwemmungen, Lawinen, usw.) erfasst und verschiedene Gefahrenzonen (rot, blau und gelb) mit urbanistischen Auflagen ausgewiesen. Die Pläne werden von den Landesämtern überprüft; in der Abteilung Brand- und Zivilschutz ist das Hydrographische Amt für den Fachbereich Lawinen zuständig. Anhand der Gefahrenzonenpläne können dann auch gezielte Vorbeugemaßnahmen getroffen und die verbleibenden Restrisiken für Menschen und Sachgüter ermittelt werden.

Das Amt für Zivilschutz wird der Landesregierung einen Gesetzesvorschlag zur Regelung des Bergrettungsdienstes unterbreiten. Damit sollen die Zuständigkeiten und die Finanzierung der Bergrettungsdienste einheitlich geregelt werden.

Das Amt für Zivilschutz wird Richtlinien zur Ausarbeitung der Gemeindezivilschutzpläne ausarbeiten

Als wichtigste Arbeitsschwerpunkte des Sonderberiebes für Bodenschutz, Wildbach- und Lawinenverbauung für das Jahr 2006 sind die Sicherungsarbeiten an Etsch und Eisack anzusehen. Weitere Arbeitsschwerpunkte sind die Schutzmaßnahmen, die im mehrjährigen Maßnahmenkatalog in verschiedenen Einzugsgebieten vorgesehen sind. In der Lawinenverbauung werden wichtige Projekte in den Gemeinden Schnals und Ahrntal weitergeführt.

Es geht dabei nicht um große Einzelprojekte, sondern um eine Vielzahl von Maßnahmen, die sowohl in den Bächen als auch in instabilen Hangbereichen und Lawinenzonen durchgeführt werden müssen. Es hat sich bei Unwettern in den letzten Jahren eindeutig erwiesen, dass durch diese konstante Arbeit in vielen Einzugsgebieten von Wildbächen größere Schäden verhindert worden sind.

Familienförderung im positiven Sinne bedeutet, den gesamten Familienzyklus in seinen verschiedenen Abschnitten stärkend zu begleiten, von der Partnerschaft über die Elternschaft bis hin zum Leben im Alter. Das Land Südtirol will unterschiedliche Initiativen starten, die dazu beitragen sollen, junge Menschen besser für die Partnerschaft zu befähigen, Eltern in ihrer Erziehungskompetenz zu unterstützen, die Beziehungen zwischen den Generationen zu stärken. Familienbildung soll ein motivierender Schlüssel sein, der Menschen in den verschiedenen Phasen des Familienlebens begleiten und stärken kann. Ein neuer Akzent soll mit Projekten zur pädagogischen Frühförderung von Kindern in ihrer allerersten Lebensphase gesetzt werden. Erkenntnisse der Entwicklungspsychologie, die das große Lernpotenzial der ersten Lebensjahre herausarbeiten, bilden die Grundlage für Frühförderungsprogramme, die mit wissenschaftlicher Begleitung auch in Südtirol umgesetzt werden sollen.

Das Familienbüro hat seinen Dienst aufgenommen, ein erstes Informationsmedium mit dem Titel „Familie plus“ ist erschienen und soll nun jährlich auf den neuesten Stand gebracht werden. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips werden familienbildende Tätigkeiten  und Programme von Organisationen und Vereinen unterstützt. Speziell auf Familien ausgerichtete Kulturangebote werden gefördert. Das „Elterntelefon“ wird 2006 in Betrieb gehen, voraussichtlich von einem Trägerverband von  Familienorganisationen geführt.

Auf kulturelle Traditionen bauen und die Kreativität der Kulturschaffenden unterstützen, diese beiden Leitlinien begründen die Tätigkeit der Landesdienste im kulturellen Bereich. „Kultur gestalten, Menschen entfalten, einfach verwalten“, mit dieser Vision sind die Arbeitsprogramme im kulturellen Bereich für 2006 entwickelt worden. Eine immer zahlreichere Beteiligung am Kulturleben nach dem Motto „Kultur für alle“ wird mit Aktionen unterstützt, die besonders preisgünstige Angebote umfassen. 

Im Museumsbereich hat die Museumsservicestelle ihren Dienst aufgenommen, sie wird die Entwicklung der Museumslandschaft Südtirols unterstützen und für die Weiterbildung der MitarbeiterInnen ein entsprechendes Angebot entwickeln. 

Das umfangreiche Projekt der Katalogisierung der Kulturgüter geht in die operative Phase, in der die verschiedensten Partner mit der Eingabe der Daten beginnen; Fachkräfte werden diesen Einstieg begleiten.

Die Entwicklungspläne in den Bereichen Jugendarbeit und Bibliothekswesen werden weiter umgesetzt.
Generell werden im Bereich Kultur, Jugendarbeit, Erwachsenenbildung, Bibliotheken und Medienarbeit Synergien mit den Aktivitäten der Gemeinden gesucht, Jugend- und Kulturarbeit leben ja vom Engagement der örtlichen Bevölkerung, dieses soll entsprechend honoriert werden. 

Auch im kommenden Jahr wird im Rahmen der direkten Tätigkeiten wiederum ein Tag der ladinischen Kultur in Bozen abgehalten, weiters ein Kulturforum im Gadertal mit dem Schwerpunkt Theater und ein Literaturwettbewerb.

Im Rahmen einer verstärkten kulturellen Zusammenarbeit mit den Kulturverbänden Graubündens wird man 2006 das Projektes Ladinisches Internetportal umsetzen, damit den verschiedenen Kulturvereinen der ladinischen Täler und Graubündens die Möglichkeit des gegenseitigen Austausches von Informationen gegeben werden kann.

Im Bereich der Denkmalpflege hat die rege Bautätigkeit dazu geführt, dass die Zahl der archäologischen Grabungen wesentlich angestiegen ist. Damit steigt auch der Wissensstand zur lokalen Geschichte. So haben beispielsweise die Grabungen im Rahmen der Restaurierung von Schloss Sigmundskron neue Erkenntnisse zur früheren Besiedlung des Ortes gebracht.

Der Schutz von Baudenkmälern aus dem 20.Jahrhundert soll mit dem Erstellen von fachlichen Vorarbeiten unterstützt  werden.

Mit dem Ziel, die Wertschätzung des kulturellen Erbes zu steigern, soll eine zunehmend zielgruppenorientierte Öffentlichkeitsarbeit die Information der Bevölkerung bzgl. Denkmalpflege  ausweiten.

Ein Hauptschwerpunkt der Tätigkeiten der Schulämter im Jahre 2006 liegt in der Umsetzung der verschiedenen Schulreformen. In der Unterstufe (Grund- und Mittelschule) wird die Reform im laufenden Schuljahr flächendeckend und systematisch erprobt. Der Entwurf zum entsprechenden Landesgesetz wird nach Einbau der Erfahrungen und Ergebnisse der Erprobung und nach Anhörung aller mit der Schule verbundenen Gremien und Institutionen Ende des nächsten Jahres der Landesregierung vorgelegt. In dieser Zeit werden alle begleitenden Maßnahmen pädagogisch-didaktischer Natur ausgearbeitet, wie die allgemeinen Bildungsziele, die personenbezogenen Lernpläne, Bestimmungen zur Bewertung u.a.m.

2006 muss mit der Umsetzung der Reform der Oberstufe und der Berufsbildung begonnen werden. Die entsprechenden staatlichen Bestimmungen sind im November 2005 in Kraft getreten und nun gilt es, bei der Umsetzung die Möglichkeiten der autonomen Befugnisse voll auszuschöpfen, um die Besonderheiten und die Bedürfnisse der sprachlichen Minderheiten in Südtirol zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang muss auch eine neue Bildungslandschaft gezeichnet werden, um ein sinnvolles und ausgewogenes Bildungsangebot in allen Teilen des Landes anbieten zu können und Doppelgleisigkeiten zu vermeiden. Dieses Großprojekt wird die Schulämter gemeinsam mit den Berufsbildungen mehrere Jahre beschäftigen.

Im pädagogisch- didaktischen Bereich wird neben den verschiedenen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Umsetzung der Schulreformen, besonderes Augenmerk auf die Sprachförderung gelegt. Hier werden die verschiedenen Maßnahmen des 35 Punkte umfassenden Maßnahmenpaketes systematisch weiter verfolgt. Vor allem gilt es die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass mit der probeweisen Einführung des Englischunterrichtes ab der vierten Grundschulklasse begonnen werden kann. Ein besonderer Schwerpunkt liegt weiters in der Integration von Kindern mit Migrationshintergrund (Ausländerkinder).

Die Berufsbildung wird im Jahr 2006 mit der Verabschiedung des  Lehrlingsgesetzes vor einer neuen Herausforderung stehen. Es wird eine neue Form der Lehre geben, es werden neue Lehrberufe eingeführt werden, es sind demzufolge neue Ausbildungen zu konzipieren und umzusetzen. Die Beschulung dieser neuen Lehrlinge wird entsprechende Kompetenzen und Menschen erfordern und zusätzliche Haushaltsmittel binden. Bekanntlich wird für 4jährige Lehre das 4. Berufschuljahr eingeführt mit einem entsprechenden zusätzlichen inhaltlichen Angebot im Bereich Fremdsprachen (Englisch) und Betriebswirtschaft.

Wir erwarten uns eine quantitative und qualitative Aufwertung der dualen Ausbildung in Südtirol. Damit dies geschieht, wird sich die Berufsbildung auch der Qualifizierung der betrieblichen Ausbildung annehmen.

Die Südtiroler Berufsbildung ist im Hinblick auf die zu realisierende Schulreform gut positioniert. Schule und Berufsbildung sind gemäß der Reform verstärkt als die zwei Teile eines integrierten Bildungssystems zu begreifen, die miteinander kommunizieren, und auch durchlässig sind. Auch über die Berufsbildung soll man zu gleichwertigen Abschlüssen kommen, bis hin zu einem Abschluss, den wir nach dem Beispiel anderer europäischer Länder als Berufsmatura bezeichnen und der den Zugang zu universitären Studiengängen ermöglicht. Dafür haben wir ein Konzept ausgearbeitet, das wir mit Rom verhandeln werden. Damit will sich Südtirols Berufsbildung den europäischen Berufsbildungsstandards nähern und nur so wird die duale Ausbildung auch für die Zukunft tragfähig und attraktiv bleiben.

„Qualität muss gewahrt bleiben“ ist die Kernaussage für den Bereich Bildungsförderung. Ziel wird es bleiben, möglichst konkret und effizient im Bereich der Ausbildung Chancengleichheit für alle herzustellen. Die Förderungsmaßnahmen lassen sich nicht nur als erweiterte Familienförderung verstehen, sondern erhöhen als „Investitionen in Köpfe“ auch die ökonomische Konkurrenzfähigkeit des Landes. Demzufolge müssen auch in den nächsten Jahren die bereits umgesetzten Maßnahmen im Bereich der Schulausspeisung, des Transportes und des Stipendiumswesens im Schul- und Hochschulbereich mit der bisherigen Qualität weiterhin angeboten werden.

Im Bereich der Hochschulausbildung wird mit der Umsetzung des neuen Hochschulfördergesetz begonnen. Um den Standort der Freien Universität Bozen zu stärken, wird das entsprechende Dienstleistungsangebot für Studierende an der Universität Bozen erweitert. Eine zentrale Rolle im Rahmen der Hochschulförderung bildet nach wie vor der Umstand, dass ein Großteil der Südtiroler Studentinnen und Studenten die universitäre Ausbildung außerhalb des Landes absolviert. Dementsprechend wird auch im Jahr 2006 die finanzielle Unterstützung bedürftiger Studierender ein Kernpunkt der Bildungsförderung sein. Neu dazu kommt die Rückerstattung der Studienbeiträge für Studenten, die in Italien ihr Studium absolvieren. Außerdem sollen die traditionellen Studienbeihilfen durch einkommensunabhängige Leistungsstipendien ergänzt werden, denn neben der notwendigen Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedürftigkeit soll auch die Leistung der Studierenden entsprechend honoriert werden.

Im Sinne eines lebenslangen Lernens und der Tatsache, dass die Arbeitsmarktsituation einen hohen Grad an Mobilität fordert, wird im Jahr 2006 die Orientierungsarbeit für Erwachsene ausgebaut und durch spezielle Projekte unterstützt. Im Hinblick auf die schul- und berufskundliche Information werden weitere Schritte zum Aufbau eines Berufsinformationszentrums (ABIZ) umgesetzt. Im Schulbereich ist zudem eine mehrjährige Orientierungsarbeit anzustreben. 

Die Freie Universität Bozen hat mit der Umsetzung des 5-Jahresplanes begonnen. Zusätzliche Studienangebote, etwa im Fachbereich Kommunikationswissenschaft und im Bereich der Fachlaureatsstudien und die Berücksichtigung der staatlichen Minimalstandards erfordern zusätzliche finanzielle Mittel, was insbesondere auch einer weiteren Konsolidierung des Universitätsbetriebes dient.

Im Haushaltsjahr 2006 sollte nicht nur durch die Einrichtung eines eigens dafür vorgesehenen Forschungsfond dem Forschungsbereich ein stärkeres Augenmerk als bisher geschenkt werden, mit dem Ziel, den gesamten Bereich Forschung und Innovation in Südtirol stärker zu promovieren bzw. zu fördern. Wesentlich ist in diesem Zusammenhang, dass Forschung der Motor für Innovation und Entwicklung ist und dazu beitragen soll, den Wirtschaftsstandort Südtirol im internationalen Wettbewerb zu stärken. Die Forschung in Südtirol soll in erster Linie über die Freie Universität Bozen und natürlich auch über die Europäische Akademie voran getragen werden.

Die Neuorganisation der Sanitätsbetriebe stellt die größte Herausforderung für das Gesundheitswesen im Jahr 2006 dar. Mit der Errichtung des Südtiroler Sanitätsbetriebes werden die Voraussetzungen für die Erhaltung eines öffentlichen, flächendeckenden und für alle zugänglichen Südtiroler Gesundheitswesens geschaffen, das auch zukünftig finanzierbar ist. Das Assessorat für das Gesundheitswesen wird im Jahr 2006 die Verwaltungs- und Gesetzesmaßnahmen für die Schaffung des Südtiroler Sanitätsbetriebes erarbeiten. Bis der Südtiroler Sanitätsbetrieb operativ ist, wird die Integration und Rationalisierung der Verwaltungsbereiche (Personal, Ankäufe, Informationssysteme) der derzeit bestehenden Sanitätsbetriebe vorangetrieben. Die Bildung eines landesweiten Netzwerkes aller öffentlichen Krankenhäuser, die Errichtung von Departements und Kompetenzzentren in allen Sanitätsbetrieben wird verstärkt fortgesetzt. Auf Verwaltungsebene wird das Kontrollsystem der derzeitigen Sanitätsbetriebe vereinheitlicht und verstärkt. 
Wichtig für den Bürger ist insbesondere auch die Einführung einer Servicekarte im nächsten Jahr. Diese wird nicht nur die jetzige Karte mit der Steuernummer und das Krankenkassebüchlein ersetzen, sondern zur Abwicklung verschiedenster Dienste mittels neuer Technologien dienen. Abläufe werden dadurch beschleunigt und Bürokratie abgebaut; zum Vorteil für Bürger und Personal.

Im wichtigen Bereich der Gesundheitsvorsorge sollen neue Initiativen und Schwerpunkte wie betriebliche und kommunale Gesundheitsförderung, gesetzt werden. Zur Erreichung dieser Ziele ist eine starke Vernetzung mit verschiedensten Partnern wie Vereinen, Verbänden aber auch Lokalkörperschaften unumgänglich. Diese Netwerkarbeit kann durch die neue Stiftung Vital zielgerichteter und besser umgesetzt werden.

Auch im Jahr 2006 wird das Assessorat erneut Initiativen zur Erhöhung der Durchimpfungsrate im Kindesalter starten. Zudem werden die Entwicklungen bezüglich der Vogelgrippe mit Aufmerksamkeit verfolgt.

Der Landessozialplan 2006-2008 mit den Programmschwerpunkten für die kommenden drei Jahre soll verabschiedet werden. Gleichzeitig wird man in den Bereichen Menschen mit Behinderung und Jugendhilfe Fachpläne ausarbeiten. Ziel ist es nach wie vor, Ausgrenzung zu vermeiden. Bei den Menschen mit Behinderung ist die Arbeiteingliederung  oberste Priorität.

Der Gesetzentwurf über die Pflegeversicherung soll dem Landtag vorgelegt werden. Dadurch sollen die Pflegeleistungen der Familien und Dienste auch für die Zukunft gesichert werden. Eine dem Bürger zumutbare Beitragsleistung ist im Sinne der langfristigen und nachhaltigen Absicherung unumgänglich. Die Beiträge der Region für pflegende Familienangehörige werden im kommenden Jahr umgesetzt werden. Die Einkommens- und Vermögensgrenzen beim Zugang zu den Sozialleistungen sollen vereinheitlicht, vereinfacht und somit bürgernäher gemacht werden.

Durch die Schaffung von Kleinkinderbetreuungsstätten in den größeren Gemeinden soll die Kleinkinderbetreuung weiter ausgebaut werden. Auch sollen die ambulanten Betreuungseinrichtungen wie Hauspflegedienst (vor allem für Menschen mit Behinderung) und Familienarbeit erweitert werden. Durch die Einführung des Familiengeldes und die schnelle und unbürokratische Umsetzung des Gesetzes werden rund 26.000 Familien in den Genuss eines Förderbeitrages kommen.

Nach dem Inkrafttreten der Durchführungsverordnung über die Beseitigung der architektonischen Barrieren obliegt es nun den öffentlichen Körperschaften, einen Plan für die notwendigen Anpassungsarbeiten zu erstellen. Das Land wird dann die notwendigen Finanzmittel zur Verfügung stellen.

Die Verbesserung der ambulanten Betreuung ist durch den Ausbau der Sprengel weiter voranzutreiben: Vor allem gilt es die ambulante Hausbetreuung und die sozialpädagogische Grundbetreuung auszubauen, um stationäre Aufnahmen weiter einschränken zu können und die Informations- und  die Beratungstätigkeit, die Einzelfallbetreuung, aber auch die Gemeinwesenarbeit in den Sprengel zu konsolidieren.

In der stationären und teilstationären Betreuung gibt es noch Nachholbedarf insbesondere bei den Altenwohnungen und den Tagespflegeheimen. Die Zunahme der Pflegebedürftigen in den nächsten Jahren wird auch die Schaffung weiterer Alten- und Pflegeheimplätze erforderlich machen.

Mit dem Ziel, die Hilfe zur Selbsthilfe, das Volontariat und den Not-Profit-Bereich zu fördern, werden Beiträge für Selbsthilfeinitiativen und ehrenamtlich Tätige ausgeschüttet. Die Umsetzung des Landesgesetzes über den freiwilligen Sozialdienst ist von besonderer Bedeutung für die Sozialdienste.

Das für 2001 bis 2005 vorgesehene Bauprogramm des Instituts für sozialen Wohnbau wird fortgesetzt, und es wird das neue Programm für den Zeitraum 2006 bis 2010 ausgearbeitet.

Das für den Zeitraum 2001-2005 genehmigte Programm sah den Bau von 1.664 Wohnungen vor: Zum 31. Dezember 2004 wurden 994 Neubauwohnungen fertig gestellt, und 1.216 frei gewordene alte Wohnungen wurden umgebaut und neu zugeteilt. Zur Zeit befinden sich weitere 578 Wohnungen in Bauphase, während 989 Wohnungen derzeit in Planung sind. Auch das Wohngeld wird weiter ausbezahlt: Die hierfür veranschlagten Ausgaben belaufen sich auf 22 Mio. Euro und dienen zur Befriedigung der Bedürfnisse von etwa 8.000 Familien. 

Hinsichtlich der Beiträge für den Ankauf, den Bau und die Sanierung von Wohnungen wird die Finanzierung der ca. 2.500 vorgesehenen Gesuche gewährleistet, wobei berücksichtigt wurde, dass 80 % der Antragsteller heute den Kapitalbeitrag dem Landesdarlehen und dem gleich bleibenden jährlichen Beitrag vorziehen.

Weitere 35 Mio. Euro wurden für die Finanzierung des Ankaufs und der Erschließung von Baugrund für den geförderten Wohnungsbau vorgesehen.
Unsere Vereine und Verbände sind ein wichtiger Bestandteil unserer Gesellschaft und sie müssen entsprechend gefördert und unterstützt werden. Mit der Einrichtung der verschiedenen Landesverzeichnisse wurde in den vergangenen Jahren für unsere Organisationen die Möglichkeit geschaffen, die jeweils vorgesehenen Steuererleichterungen und Begünstigungen in Anspruch zu nehmen. Weiters sind alljährlich Initiativen und Maßnahmen durchgeführt worden, um die Vereinsverwalter fortzubilden und die Verwaltungstätigkeit in den Organisationen zu erleichtern. Diese Fortbildungstätigkeit soll auch im kommenden Jahr fortgesetzt und den Bedürfnissen entsprechend ausgebaut werden. Um einem Mangel an Nachwuchs vorzubeugen und die Jugendlichen zu einem stärkerem Engagement in den Vereinen zu bewegen, wird man im bevorstehenden Jahr in Zusammenarbeit mit den Jugendorganisationen ein Programm für die Sensibilisierung und Einbindung der Jugendlichen ausarbeiten und umsetzen. 

Obwohl auch von Seiten der Verwaltung erhebliche Anstrengungen unternommen werden, um die Kompetenzen zur Zwei- und Dreisprachigkeit in unserer Bevölkerung zu verstärken und zu festigen, lassen immer wieder Beschwerden und Presseberichte darauf schließen, dass die Bestimmungen, die den Gebrauch der Muttersprache im Verkehr mit den öffentlichen Ämtern in Südtirol regeln, in der Praxis mangelnde Berücksichtigung finden. Einer der Gründe hierfür ist sicherlich auch die unzureichende Kenntnis der Sprachbestimmungen insgesamt, auch von Seiten jener, die für deren Anwendung zuständig sind. Um diesem Informationsmangel Abhilfe zu verschaffen, wird im Bezugsjahr eine Informationsbroschüre aufgelegt, die auch an alle öffentlichen Ämter verteilt werden soll. Die Broschüre wurde im Rahmen der Abteilung 1 unter der Beteiligung des Presseamtes, des Amtes für Kabinettsangelegenheiten und des Präsidiums erarbeitet und wird erstmalig als Beilage zur Zeitschrift „Das Land Südtirol“ zu Beginn des Jahres veröffentlicht. Für die Bürgerinnen und Bürger wird die Beilage über Internet zugänglich, aber auch bei der Landesverwaltung und den Gemeinden als Broschüre erhältlich sein. Grundsätzlich gilt es den Gebrauch der Landessprachen zu festigen und dies als Recht aber auch als Chance für die Südtirolerinnen und Südtiroler zu vermitteln, da die Mehrsprachigkeit eine große Bereicherung für uns alle darstellt, sei es in Bezug auf das Arbeitsleben, als auch in Bezug auf unsere persönliche Entfaltung. 

In Durchführung des L.G. 7/2004, betreffend die Förderung des freiwilligen Zivildienstes, wurde letzthin von der Landesregierung die Durchführungsverordnung zum Landeszivildienst für Erwachsene genehmigt. Nach Kontrolle des Rechnungshofes und Erlass der Verordnung kann nun der freiwillige Sozialdienst auf Landesebene aufgebaut werden. Im Unterschied zum staatlich geführten freiwilligen Zivildienst, der nur für junge Menschen zwischen 18 und 28 Jahren gedacht ist, ist dieser Dienst offen für Personen verschiedener Altersstufen, die sich für eine beschränkte Zeit in den Dienst der Gemeinschaft stellen möchten und auch Erfahrungen in einem spezifischen Bereich sammeln oder auch zur Verfügung stellen möchten. Da wir mit dieser Einrichtung Neuland betreten, wird in der ersten Umsetzungsphase viel Informations- und Sensibilisierungsarbeit notwendig sein, um die Bereitschaft zu diesen Einsätzen zu fördern. Außerdem ist auf Verwaltungsebene Aufbauarbeit zu leisten, um einen funktionstüchtigen Dienst aufzubauen, der in der Lage ist mit so wenig wie möglich bürokratischen Aufwand einen effizienten Dienst anzubieten, der auch den Vereinen und privaten Organisationen zugute kommt und die durch den Ausfall des obligatorischen Zivildienstes aufgerissene Lücken zumindest teilweise auffüllt. 

Im bevorstehendem Jahr wird das Land auch im Bereich des freiwilligen Zivildienstes für Jugendliche, die vom Staat im Sinne des gesetzesvertretenden Dekretes 77/2002 delegierten Verwaltungsbefugnisse übernehmen, welche nach Inkrafttreten der vorgenannten Bestimmungen vom Staat auf die Regionen bzw. autonomen Provinzen übergehen.

Insbesondere in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, wo wir alle die Gürtel enger schnallen müssen, nehmen die Verbraucherpolitik und der Verbraucherschutz eine zunehmend wichtige Rolle ein. Das gilt auch für Südtirol, wo die Bevölkerung, immer häufiger die Dienste der Südtiroler Verbraucherzentrale und des Europäischen Verbraucherzentrums in Anspruch nimmt. Unsere Aufgabe ist es, diese eigens hierfür geschaffenen Einrichtungen zu stärken und tatkräftig zu unterstützen, damit sie ihre Aufgabe vor allem im Rahmen des vorsorgenden Verbraucherschutzes wahrnehmen können. Verbraucherinformation und Beratung stärkt die Entscheidungskompetenz des Einzelnen, fördert die Selbstbestimmung der Verbraucher, die Transparenz und den Wettbewerb der Märkte. Immer mehr Verbraucherinnen und Verbraucher wollen detaillierte Auskünfte über die Produkte und Dienste, die angeboten werden, und verlangen nach einem effektiveren Schutz ihrer Rechte und Interessen. Auch die Politik ist stärker gefordert, schon im Vorfeld ihrer Entscheidungen die berechtigten Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher zu berücksichtigen und vor allem auch Maßnahmen für den wirtschaftlichen Schutz derselben zu ergreifen. In diesem Sinne wird die Landesregierung im Bezugsjahr erneut die Finanzierung der Südtiroler Verbraucherzentrale erhöhen, um den ständig wachsenden Anforderungen dieser Einrichtung und dem erforderlichen Ausbau der Dienste Rechnung zu tragen. Weiters werden von Seiten der Verwaltung eine ganze Reihe von Vorhaben durchgeführt, die zu einer besseren Information der Verbraucher beitragen und auch vom zuständigen Ministerium mitfinanziert werden. Unter anderem wird auch eine gemeinsam mit der Verbraucherzentrale erarbeitete Broschüre einen weit reichenden Überblick über die gesetzlichen Bestimmungen auf nationaler und europäischer Ebene geben und den Verbrauchern viele Informationen und Tipps für die verschiedenen Handlungsbereiche anbieten. Ferner soll der Verbraucherschutz mit der Unterstützung eines Projektes stärker in den Schulunterricht implementiert werden und somit dazu beitragen, dass auch unsere Jugendlichen zu mündigen Verbraucherinnen und Verbraucher erzogen werden. 

Die Entwicklungszusammenarbeit ist mittlerweile zu einem beachtenswerten Handlungsfeld im Rahmen der Landeszuständigkeiten geworden. Sie ist Ausdruck der Solidarität Südtirols mit den ärmeren Bevölkerungsschichten der Entwicklungs- und Transformationsländer, aber auch ein Instrument der internationalen Zusammenarbeit und der Öffnung gegenüber anderen Gesellschaften und Kulturen. Das Ziel, einen bescheidenen Beitrag zur Armutsreduzierung zu leisten, erreichen wir in Zusammenarbeit mit unseren Organisationen, die in unserem Auftrag Vorhaben umsetzen, aber auch im Rahmen unserer Partnerschaftsprogramme und direkten Landesprojekte, in denen wir teilweise auch landeseigenes Personal einsetzen und unsere Erfahrungen und Fachkenntnisse vermitteln. Vorrangig berücksichtigt werden jene Vorhaben, die geeignet sind zur Erreichung der UNO- Millenniums-Entwicklungsziele beizutragen und im Rahmen der Landesförderrichtlinien  Hunger, extreme Armut, Krankheiten und Analphabetismus bekämpfen.     

Im Bezugsjahr werden wir unsere Partnerschaftsprogramme mit Burkina Faso, Uganda, Bolivien, Bosnien Herzegowina und Albanien ausgebaut und hierfür teils  auch Ressourcen von Seiten der FAO und des Außenministeriums in Anspruch genommen. Die Wiederaufbauprojekte für die von der Flutkatastrophe betroffenen Länder Südostasiens sollen im Jahre 2006 abgeschlossen werden. Im Norden Pakistans, wo wir bereits ein Aufforstungs- und kleines Regionalentwicklungsprogramm durchgeführt haben, soll ein Beitrag am Wiederaufbau einiger kleiner Dörfer geleistet werden, die vom Erdbeben im Oktober 2005 schwer getroffen wurden. Im Rahmen der Bewusstseinsbildungstätigkeit werden die jährlichen Schwerpunktthemen, darunter vor allem das Thema Migration und Menschenrechte im Mittelpunkt stehen und Gegenstand von Informationsveranstaltungen und Initiativen verschiedenster Art sein. 

Mit dem Haushaltsansatz des Vorjahres von 15,5 Millionen Euro sollen auch 2006 wieder die wichtigen Grundbedürfnisse im Bereich des Sports der ca. 1600 Gesuchsteller in den Bereichen Tätigkeit, Veranstaltungen, Kurse, Geräte und Anlagen berücksichtigt werden. 

Nach dem Europäischen Jahr der Erziehung durch Sport 2004 und dem Jahr des Sports 2005 steht heuer zwar kein Gedenkjahr an, aber jetzt gilt es die Erkenntnisse und die positiven Ansätze nachhaltig umzusetzen, damit die Gedenkjahre nicht nur Selbstzweck hatten. 

Seit 1995 hat Südtirol seine Sportstätten nicht mehr systematisch erhoben. Mit 31.12.2005 werden in Zusammenarbeit mit den Gemeinden die Sportstätten in einer einfachen Statistik erfasst und im Lauf des Jahres 2006 ausgewertet und mit den Daten 1995 verglichen.

Für die Südtiroler Landesregierung ist die Informationstechnik heute das bedeutendste strategische Instrument, um wichtige Zielsetzungen innerhalb der Verwaltung (Vereinfachung der Verfahren, Einsparung von Personal und Finanzressourcen, Kostenminimierung) sowie der Bürgernähe umzusetzen. 
eGovernment: Bis zum Jahre 2009 sollen 80% der Behördengänge online angeboten werden. Es soll das behördenübergreifende Referenzmodell (Architektur, organisatorischer und technischer Rahmen, Sicherheitskonzept, Benützeroberfläche) für eGovernment-Lösungen der öffentlichen Lokalverwaltungen umgesetzt und erprobt werden. 
Ein prioritärer Schwerpunkt wird die Bereitstellung eines flächendeckenden Breitbandnetzes unter Einbeziehung der RAS sein, welche die dazu notwendigen Ausschreibungen und Analysen durchführen wird. Dieser Bereich ist für die Wettbewerbsfähigkeit der Südtiroler Wirtschaft und für die Umsetzung des eGovernment entscheidend.

Die staatlichen Vorgaben zur Eindämmung der laufenden Kosten der öffentlichen Verwaltung haben auch auf die Landesverwaltung konkrete Auswirkungen. Die Ausgaben im personalbereich müssen dementsprechend für das Jahr 2006 im Ausmaß von 1% im vergleich zum Jahr 2004, ausgenommen Vertragserneuerungen, gekürzt werden. Dies wird unter anderem durch einen Personalaufnahmestopp im Verwaltungsbereich erreicht. Eine Nachbesetzung ist in Ausnahmefällen möglich, falls diese für die Gewährleistung der Kontinuität und Qualität der Dienste unabdingbar ist. Für diese Überprüfung wird ein eigenes Gremium von Führungskräften unter dem Vorsitz des Generaldirektors eingesetzt, das von Fachleuten unterstützt wird.

Das unterrichtende Personal der Schulen und des Sanitätsstellenplanes ist vom Personalaufnahmestopp ausgenommen.

Eine Aufstockung der Personalkosten ist somit im Jahre 2006 nur aufgrund der fälligen Kollektivverträge möglich, wobei die dafür vorgesehenen Finanzmittel vor allem den Inflationsausgleich laut ASTAT Werten für die Jahre 2005 und 2006 abdecken. Dafür sind im Haushalt 2006 zusätzliche Mehrkosten von 38 Millionen Euro eingeplant. Insgesamt stehen somit für den genannten Inflationsausgleich für die Jahre 2005 und 2006 50,2 Millionen zur Verfügung, davon stehen 22,5 Millionen als Restbetrag des Jahres 2005 zur Verfügung, da die entsprechenden Kollektivverträge 2005 voraussichtlich nicht mehr abgeschlossen werden.

Jugendbericht 

Das Landesgesetz zur Förderung der Jugendarbeit in Südtirol sieht vor, dass jährlich im Rahmen der Haushaltsdebatte dem Landtag ein Bericht über die Initiativen und Maßnahmen vorzulegen ist, die im Sinne des LG 13/83 gefördert wurden.

Dies der Bericht über die Förderungsschwerpunkte der Jugendarbeit der deutschen und ladinischen Sprachgruppe:

In Südtirol leben über 100.000 Kinder und Jugendliche zwischen 7 und 25 Jahren. Das sind ca. 22 % der gesamten Bevölkerung des Landes. Die Jugendarbeit will für diese Jugendlichen Anregungen und Impulse geben, die eigene Persönlichkeit zu entwickeln, vielfältige Lebenserfahrungen zu machen und gemeinsam mit Anderen soziales Verhalten einzuüben. Sie bietet Kultur, Bildung, Bewegung, Beratung und Hilfen für Kinder und Jugendliche. Sie trägt damit auch der Tatsache Rechnung, dass wir von einer wachsenden gesellschaftlichen Nachfrage nach einer Bildung ausgehen müssen, die Persönlichkeitsentwicklung, soziale Kompetenzen und Wertorientierungen umfasst. Die zentralen Ansätze der Jugendarbeit sind dabei das ganzheitliche Lernen und die Förderung personaler und sozialer Stärken. Ihre Chancen bestehen in ihrer strukturellen Offenheit, ihren konzeptionellen Ansätzen, ihren fachlichen Kompetenzen und in ihren Partizipationsmöglichkeiten. Charakteristisch für die Kinder- und Jugendarbeit ist dabei die Freiwilligkeit der Teilnahme, die Selbstbestimmung der Jugendlichen bezüglich Themen, Inhalten und Methoden, die Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Normen und Werten und die aktivierenden und motivierenden Formen des Lebens und Lernens.

Das Land Südtirol bzw. das Amt für Jugendarbeit in der Abteilung „Deutsche Kultur und Familie“ fördert und begleitet die Jugendorganisationen, Jugenddienste, die Jugendzentren und Jugendtreffs und alle Facheinrichtungen so, dass sich die Kinder- und Jugendarbeit erhalten und weiterentwickeln kann, dass Kooperation und Vernetzung in der Jugendarbeit verstärket wird und dass immer wieder Lobby für Kinder und Jugendliche aufgebaut werden kann.

Doch alle Fördermaßnahmen des Landes würden wirkungslos bleiben, wenn nicht eine steigende Zahl von Jugendlichen und Erwachsenen für diese Jugendarbeit ehrenamtlich ein hohes Maß an Verantwortung übernehmen würden, wenn sie nicht durch ihr Mitwirken und ihre Mitgestaltung dazu beitragen würden, dass junge Menschen in diesem Land jenen eigenständigen Bildungsbereich erleben und leben könnten, der ihren Bedürfnissen gerecht wird, den sie deshalb als einen wichtigen Schritt auf ihrem Lebensweg nicht missen wollten. Allen ehrenamtlichen MitarbeiterInnen gilt deshalb ehrlicher Dank und die Anerkennung des Landes.

Die Förderung des Landes

Aufbauend auf die genannten Grundsätze sowie auf das im LG 13/83 festgeschriebene Subsidiaritätsprinzip und im Sinne des Programms zur Förderung der Jugendarbeit für die deutsche und ladinische Sprachgruppe fördert das Land in Zusammenarbeit mit den Gemeinden die laufende Verstärkung und Verbesserung der Angebote der Jugendarbeit der verschiedenen Trägerorganisationen auf Landes-, Bezirks- und Ortsebene. Im Jahr 2005 wurden in der Jugendförderung folgende Schwerpunkte gesetzt:

1. Für den Bau bzw. Einrichtung von Infrastrukturen der Jugendarbeit konnten Beiträge in der Höhe von knapp einer Million Euro vergeben werden. Gefördert wurden u.a. die Errichtung von größeren Jugendinfrastrukturen in Brixen (Neugestaltung des Hofes und des Eingangsbereiches im Jugendhaus Kassianeum sowie von Jugendräumen in der Pfarrei Milland), in Plaus (Errichtung eines Jungscharraumes im Widum), in Kastelruth (Bau und Einrichtung des Jugendtreffpunktes), in Unser Liebe Frau im Walde (Errichtung von Jugendräumen), in Kastelbell (Bau von Jugendräumen in Tschars), Terlan (Sanierung des Jugendtreffs), in Meran (Erweiterung des Jugendzentrums „Jungle“), in Glurns (Beginn des Baus ders Jugendtreffs), Kurtatsch (Errichtung eines Zeltlagerplatzes der Jungschar), in Naturns (Einrichtung des Jugendraumes der Pfadfinder) und Neumarkt (Neubau des Jugendzentrums) sowie viele kleinere Investitionen in verschiedene Einrichtungen der Jugendarbeit.

2. Mit 4.3 Millionen Euro wurden die Anstellung von hauptberuflichen pädagogischen Fachkräften in den Jugendorganisationen, Jugenddiensten und Jugendzentren, die laufenden Ausgaben (Betriebsaufwendungen) und die Organisation und Durchführung von Aus- und Fortbildungsangeboten für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit (dabei sind in erster Linie die Programme des Jugendhauses „Kassianeum“ und der Jugendorganisationen hervorzuheben) gefördert. Diese Basisförderung sichert die grundlegende Tätigkeit der Jugendarbeit auf Orts-, Bezirks- und Landesebene. Mit weiteren ca. 200.000,00 Euro wurden in diesem Jahr auch eine Reihe von Projekten gefördert, die in erster Linie dazu beitragen sollen, dass neue Inhalte, Methoden und Konzepte Eingang in die Praxis der Jugendarbeit finden können. Schwerpunkt war das neu gestartete mehrjährige Projekt „Horizonte 2010“, das in erster Linie der Qualitätsentwicklung dienen soll.

3. Neben den Jugendherbergen in Brixen, Meran und Toblach wurde in diesem Jahr auch die Jugendherberge in Bozen in Betrieb gehen. Sie verfügt über 81 Betten und wird ebenso durch den Verein „Jugendhaus Kassianeum“ geführt. Die Auslastung der Jugendherbergen weist eine steigende Tendenz auf. Sie erfreuen sich bei jugendlichen Gästen aus bis zu 70 Ländern großer Beliebtheit: 
	
	Anzahl Betten
	Auslastung 04
	Nächtigungen 04
	Anzahl Gäste 04
	Durchschnittliche Aufenthaltstage
	Auslastung 05
	Gäste unter 40 Jahre
	Länder, aus denen die Gäste kommen

	Brixen
	67
	38 %
	9.323
	4.249
	2.2
	45 %
	76 %
	30

	Toblach
	69
	54 %
	13.114
	4.243
	3.1
	67 %
	79 %
	20

	Meran
	59
	44 %
	8.555
	3.380
	2.5
	52 %
	76 %
	30

	Bozen
	81
	
	7.311

(4 Monate 05)
	3.938

(4 Monate 05)
	1.8
	66 %
	78 %
	70


4. Tätigkeitsschwerpunkt des Amtes für Jugendarbeit (Ausgaben 165.000,00) war auch 2005 die Beratungs- und Informationsarbeit für Gemeinden und Jugendgruppen mit dem Ziel, Antworten auf die wichtigsten Probleme der Jugendarbeit zu finden. Zu den in diesem Jahr wichtigsten Themen zählten die Prävention, der Kinder- und Jugendschutz, die Kinder- und Jugendanwaltschaft (Erarbeitung eines Konzeptes), die geschlechtsbezogene Jugendarbeit (Mädchen/Bubenarbeit), die Internationale Jugendarbeit (EU-Jugendprogramm „Youth“, Jugendaustausch mit Suwalki), die Jugendbildungstätigkeit und die Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen. In Zusammenarbeit mit der Schule und durch das Engagement des Südtiroler Jugendringes konnten im Bereich der Partizipation in diesem Jahr deutliche Fortschritte erzielt werden, auch weil auf kommunaler Ebene Formen der Beteiligung Jugendlicher gesetzlich festgeschrieben wurden.

Perspektiven

Wegen der zunehmenden Komplexität der gesellschaftlichen Verhältnisse, der Veränderung der kulturellen und technischen Entwicklungen und dem beschleunigten Wandel von Lebensbedingungen wird die Bedeutung der nicht formellen und informellen Bildung zunehmend höher eingeschätzt. Eine Vielzahl von Kompetenzen erwerben Jugendliche außerhalb der formalen Bildungssysteme. 

Für die Jugendarbeit ergibt sich daraus die unbedingte Notwendigkeit, das eigene Profil deutlicher zu schärfen und die genauere Formulierung eigenständiger Ziele und Standards zu unternehmen. Insbesondere die Ziele der Jugendarbeit, ihr eigenständiger Erziehungs- und Bildungsauftrag und ihre Methoden müssen (durchaus in einer verbesserten Kooperation mit der Schule) stark als ein eigenständiges Profil aus der Sicht von Kindern und Jugendlichen in die bildungspolitische Diskussion eingebracht werden. Dafür ist es aber unbedingt notwendig, dass die Jugendarbeit eigenständig bleibt.

Eine Bildung für die Zukunft muss deswegen verstärkt zur Aneignung reflexiver und sozialer Kompetenzen beitragen, die es ermöglichen, begründet verantwortlich zu handeln. Dazu gehört auch die Kompetenz zur Vorausschau über die erwünschten und unerwünschten Folgen einer Entwicklung oder eines Handelns.

Die Fortschreibung des „Jugendförderungsprogramms“ aus dem Jahr 1999, die aktuellen Qualitätsentwicklungsmaßnahmen, die Konzeptentwicklungen einzelner Träger für die Neustrukturierung ihrer Handlungsfelder sowie die nötige Definition von Schnittstellen und Schnittmengen mit der Schule und mit der Sozialarbeit werden diesen Herausforderungen Rechnung tragen müssen. 

Die Jugendarbeit in italienischer Sprache bemüht sich für eine gründlichere und weitere Anwendung des einschlägigen Landesgesetzes. Vor allem in Zusammenarbeit mit den in unserer Provinz tätigen Verbänden hat sie verschiedene Initiativen hinsichtlich der Ausbildung und der Information der Jugendlichen auf kulturellem, sozialem, ethischem und ökologischem Gebiet und auf anderen Gebieten, die für die Jugendlichen von Interesse sind, verwirklicht. Außerdem hat sie Initiativen zu einer engeren Zusammenarbeit mit den Jugendverbänden der drei Sprachgruppen vorgeschlagen, um die Art der für die Jugendlichen vorgeschlagenen Maßnahmen zur Förderung der Kenntnis der gegenseitigen Kulturen zu verbessern.

Gestürzt auf die guten Erfahrungen der Vergangenheit, werden auch im Jahr 2006 die Verbände, die mit und für die Jugendlichen direkt arbeiten, mit besonderem Interesse gefördert.

Infolgedessen wird auch das Programm über die Schaffung und Erneuerung von Strukturen, nämlich von Zentren, Treffpunkten, Zeltlagern, Jugendhäusern, Beziehungspunkten für die Studenten und junge Arbeiter, sowie von anderen Jugendräumen verstärkt.

Zum Zweck der Planung wird man die Ergebnisse der von der Astat durchgeführten Jugendstudie 2004 bezüglich auf die kulturellen Interessen  der Jugend aufmerksam betrachten und zwar mit dem Ziel, den Erwartungen der Jugendlichen auch durch die Erneuerung der Angebote der Vereine und Jugendzentren besser entsprechen zu können. 

Die technische und finanzielle Unterstützung der Einrichtungen und Verbände, die im Bereich des Jugenddienstes arbeiten, bleibt weiterhin äußerst wichtig.

Im Jahre 2006 werden insegesamt 100 Einrichtungen und Jugendverbände finanziert, die sich mit den italienischsprachigen Jugendlichen auf verschiedenen Ebenen beschäftigen.

Besondere Aufmerksamkeit wird der Beratung und der Information bezüglich der Jugend​zentren und Treffpunkte geschenkt. 

Vorrangig ist die Finanzierung des Animations-Personals in den Jugendzentren. Der Animateur spielt nämlich eine immer wesentlichere Rolle für den regelrechten Ablauf der Tätigkeit der Jugendzentren und vor allem für die Qualität der angebotenen Dienste.

Demzufolge werden die Projekte eine weite Aufmerksamkeit genießen, welche die Aus- und Weiterbildung der Erzieher und Animateure vorsehen.

Mit besonderer Achtung werden all jene Initiativen unterstützt, die den direkten Einsatz der Jugendlichen im Bereich der Kultur, der Bildung, des Sozialen und der Freizeit vorsehen.

Auf diesem Gebiet zählt man auch die von den Jugendvereinen in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Jugendarbeit geförderten Initiativen zur Schaffung von Formen der Zusammenarbeit und des direkten Einsatzes von Jugendlichen und deren Vereinen.

Wie es vom Koalitionsprogramm vorgesehen ist, werden besonders die Erfordernisse, Interessen und Notwendigkeiten der Jugendlichen beachtet, damit sie der demokratischen Organisation unseres Landes ihren direkten Beitrag leisten.
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